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Abstract  

Selbstbestimmt wohnen ist für viele Menschen eine Selbstverständlichkeit. Für Menschen 

mit einer Behinderung trifft dies oftmals nicht zu, weil sich die Suche nach einer Wohnung 

als schwierig erweist. Damit Betroffene selbstbestimmt in einer Wohnung leben können, 

muss für sie der Zugang zum Wohnungsmarkt verbessert und Wohnungsanbietende sollen 

für diese Thematik sensibilisiert werden. 

Im Zentrum dieses Projektes stehen der Luzerner Wohnungsmarkt und deren wichtigsten 

Akteur*innen. Vermieter*innen wurden mittels einer Onlineumfrage sowie Leitfadeninter-

views befragt, ob eine Zurückhaltung besteht, Wohnungen an Menschen mit einer Behin-

derung zu vermieten, und welche Gründe es dafür gibt. Zudem wurde ausfindig gemacht, 

was Vermieter*innen brauchen, um Wohnungen an Menschen mit einer Behinderung zu 

vergeben. Mit der Datenerhebung wurden zum einen Vermieter*innen sensibilisiert und 

zum anderen Informationen gesammelt, die bei der Planung weiterer Sensibilisierungs-

massnahmen miteinbezogen werden können.  

Dieser Projektbericht macht sichtbar, dass der Weg zum selbstbestimmten Wohnen für 

Menschen mit einer Behinderung eine Herausforderung bleibt und noch Handlungsbedarf 

besteht, damit Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention gelingt.  

Das Projekt wurde im Auftrag des Vereins luniq durchgeführt und durch Dr. Elisa Fiala, 

Institut für Sozialpädagogik und Bildung der Hochschule Luzern Soziale Arbeit, fachlich be-

gleitet.  
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1 Einleitung 

Der vorliegende Bericht befasst sich mit der Umsetzung eines Projekts, welches im Rah-

men des Bachelor-Studiengangs der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit umgesetzt wurde. 

Beim Projekt mit dem Titel «Bedarfserhebung zur Sensibilisierung des Wohnungsmarktes 

für die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung» handelt es sich um ein Entwicklungs-

projekt. Im ersten Kapitel sind Ausgangslage, Problemstellung, Projektmotivation sowie 

eine Skizze des Aufbaus des Berichts beschrieben.  

1.1 Ausgangslage und aktuelle Situation  

Der erschwerte Zugang zum Wohnungsmarkt sowie die mangelnden Möglichkeiten für die 

Selbstbestimmung im Wohnbereich für Menschen mit Behinderung in der Stadt und Agglo-

meration Luzern waren die Grundlagen, auf welchen dieses Entwicklungsprojekt entstan-

den ist. Für Menschen mit Behinderung ist es nicht selbstverständlich, selbstbestimmt woh-

nen zu können. Noch prekärer ist die Situation, wenn betroffene Menschen im Alltag auf 

Unterstützung angewiesen sind (luniq, ohne Datum). Die problematische Situation verdeut-

licht sich mit einem Blick auf die Online-Wohnungsbörse von Procap. Als Mitgliederverband 

von und für Menschen mit Behinderungen in der Schweiz bezweckt Procap die Wahrung, 

Förderung und Durchsetzung der Interessen von Menschen mit Behinderung in sozialer, 

wirtschaftlicher, beruflicher, rechtlicher und gesellschaftlicher Hinsicht (Procap, 2011). Auf 

deren Wohnungsportal sind für den Kanton Luzern aktuell keine barrierefreien Wohnungen 

ausgeschrieben. 

In einzelnen Fällen können Angehörige die Unterstützung für Menschen mit einer Behinde-

rung übernehmen. Jedoch verfügen nicht alle der Betroffenen über ein entsprechendes so-

ziales Umfeld und die Frage bleibt offen, ob diese Wohnform überhaupt den Bedürfnissen 

entsprechen. Weiter gibt es für Menschen mit Behinderung die Möglichkeit, mit Assistenz 

zu wohnen. Für diese Lebens- und Wohnform braucht es jedoch die Zustimmung der IV für 

Assistenzbeiträge, weshalb diese Option oftmals wegfällt. Die finanziellen Ressourcen ha-

ben einen wichtigen Einfluss darauf, ob Menschen mit einer Behinderung selbstbestimmt 

wohnen können. In vielen Fällen haben betroffene Menschen keine Wahl und sehen sich 

gezwungen, in einer Institution zu leben. Diese haben zwar in den letzten Jahren ihre An-

gebote ausgebaut und bieten unterschiedliche Wohnformen an, doch die Möglichkeit nach 

einer eigenen und vor allem selbstgewählten Wohnung mitten in der Gesellschaft ist nicht 

vorhanden (luniq, ohne Datum). Ein Umstand, der dazu führt, dass Menschen mit Behinde-

rung in einem wichtigen und zentralen Bereich ihres Lebens – dem selbstbestimmten Woh-

nen – exkludiert sind. 
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In den nachfolgenden Ausführungen wird die Situation auf dem Wohnungsmarkt beleuch-

tet. Wohnungsanbietende sind die primäre Zielgruppe in diesem Projekt. Sie sollen ange-

sprochen und für die Thematik sensibilisiert werden. 

Laut Young (2019) findet auf dem Immobilienmarkt in der Schweiz eine grosse Verschie-

bung von Eigentum statt. Der öffentlichen Hand und den Wohnbaugenossenschaften ge-

hörten 2017 hierzulande nur 4–8 % der Mietwohnungen. Grösstenteils besitzen Unterneh-

men wie Immobilienaktiengesellschaften, Versicherungen, Banken und Pensionskassen 

Mietwohnungen. Zu den bekanntesten Immobilienbesitzerinnen gehören unter anderem: 

Swiss Life, UBS, Credit Suisse und die Zürcher Kantonalbank sowie die Immobilienaktien-

gesellschaften Allreal und Mobimo. Grossunternehmen kaufen Liegenschaften als Anlage-

objekte auf und vermieten sie gewinnbringend. Dies dürfte, wie Young (2017) anmerkt, 

auch zu einer Erhöhung der Mietzinsen geführt haben. 

Aufgrund des begrenzten Wissens im Bereich Immobilien hat die Projektleitung Fachper-

sonen aus dem persönlichen Netzwerk beratend hinzugezogen. So machte beispielsweise 

Samuel Bergstein (E-Mail, 28. Januar 2022), welcher einen Abschluss als Certified Real 

Estate Investment Analyst der IREBS Immobilienakademie hat, die Projektleitung darauf 

aufmerksam, dass neben UHNWI (Ultra-High-Net-Worth-Individuals), die über ein investier-

bares Vermögen von über 30 Millionen USD verfügen, hauptsächlich institutionelle Inves-

toren die wichtigsten Anbietenden von Wohnungen sind. Dazu gehören die schon von  

Young (2017) genannten Pensionskassen, Banken, Immobiliengesellschaften und Versi-

cherungen. Im Raum Luzern gehören dazu z. B. die SUVA und die Pensionskasse Luzern. 

Die grössten Player im Wohnungsmarkt seien aber überregional zu suchen, da grosse 

Player immer überregional investieren. Auch wurde die Projektleitung vom Mieter*innenver-

band Luzern (E-Mail, 17. Februar 2022) darauf hingewiesen, dass Verwaltungen, welche 

Wohnungen vermieten, relevant für die Projektumsetzung sein können. Mit diesen Anre-

gungen ist es der Projektleitung gelungen, bedeutende Anbietende ausfindig zu machen. 

Auch wurden die gängigsten Wohnungssuchportale bei der Suche mit einbezogen.  

1.2 Problem- und Fragestellung 

Wie in der Ausgangslage beschrieben, ist der Zugang zum Wohnungsmarkt für Menschen 

mit einer Behinderung erschwert. Die Gründe für den erschwerten Zugang zum allgemeinen 

Wohnungsmarkt sind bereits bei der Planung und Umsetzung von Neubauten zu suchen. 

Menschen mit einer Behinderung sind in vielen Fällen auf barrierefreie Wohnungen ange-

wiesen. Auch wenn Umbauten staatlich gefördert und barrierefreie Neubauten vorgeschrie-

ben werden, entspricht die Situation auf dem Wohnungsmarkt für Menschen mit Behinde-

rung noch nicht ihren Bedürfnissen. Diese Erkenntnisse ergaben sich aus den Recherchen 
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zu Best-Practice-Beispielen in Deutschland und Österreich und lassen sich auf die Schweiz 

übertragen, wie weitere Recherchen ergaben.  

Die Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

der Vereinten Nationen (UN-Behindertenrechtskonvention, BRK) bleibt schwierig. Insbe-

sondere Artikel 19a der UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) ist im Bereich des Woh-

nens für Menschen mit einer Behinderung relevant. Dieser lautet wie folgt: «(…) dass Men-

schen mit einer Behinderung die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und 

entscheiden zu können, wo und mit wem sie leben wollen» (Art. 19 lit. a, BRK).  

So wurde beispielsweise 2008 die «UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-

hinderungen» (UN-BRK) von Österreich ratifiziert. Österreich ist seither verpflichtet, die 

Bestimmungen im nationalen Recht umzusetzen (Österreichischer Behindertenrat, 2022). 

Im Rahmen eines Evaluationsprojektes im Jahr 2017 und 2018 zum Thema Inklusives Woh-

nen des Departments für Soziale Arbeit am Management Center Innsbruck wurde aufge-

zeigt, dass die Veränderungen, die nötig sind, um den Artikel 19a der BRK umzusetzen, 

hin zu neuen und alternativen Wohnformen, nur zögernd vorankommen (Fleischer et al., 

2021, S. 288).  

Auch in der Schweiz wurde ein Programm «Selbstbestimmtes Wohnen 2018–2021» er-

stellt. Ausschlaggebend für dieses Programm war, dass der Bund und die Kantone in der 

Behindertenpolitik enger zusammenarbeiten wollen. Die dazu notwenigen strukturellen Vo-

raussetzungen wurden im Rahmen des Nationalen Dialogs Sozialpolitik Schweiz (NDS) ge-

schaffen. Der NDS beschloss 2017 sich in einem Mehrjahresprogramm dem Thema 

«Selbstbestimmtes Leben» zu widmen. Dazu wurde ein Konzept erarbeitet, welches 2018 

verabschiedet wurde (Schweizerische Eidgenossenschaft, Eidgenössisches Departement 

des Innern EDI, 2018, S. 3).  

Ein Handlungsfeld betrifft die freie Wahl des Wohnorts und der Wohnform für Menschen 

mit einer Behinderung. Mit dem Ziel, wie im Konzept verankert, Wohnangebote so weiter-

zuentwickeln, dass Menschen mit einer Behinderung frei entscheiden können, wo und wie 

sie wohnen wollen. Das Konzept beschreibt, dass es zur Förderung der selbstbestimmten 

Wohnortswahl erst einmal eine Übersicht über die bestehenden Angebote brauche. Aus-

serdem müssen mehr Informationen über Wohnformen gesammelt werden, die ein indivi-

duelleres und selbstständigeres Wohnen ermöglichen (EDI, 2018, S. 7).  

Es zeigt sich also, dass es auch in der Schweiz zunehmend Bemühungen gibt, Menschen 

mit einer Behinderung das selbstbestimmte Wohnen zu ermöglichen. Alle diese Bemühun-
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gen gehen aber nur langsam voran. Die Projektleitung konnte auch keine konkreten Be-

strebungen finden, die sich dahin orientieren, dass Menschen mit Behinderung besseren 

Zugang zum allgemein zugänglichen Wohnungsmarkt erhalten. Aufgrund dieses Umstan-

des ist es sinnvoll, Vermieter*innen für die Bedürfnisse dieser Menschen zu sensibilisieren.  

1.3 Projektmotivation und -begründung  

Diese Projektarbeit wurde vom Verein luniq als Auftragsprojekt ausgeschrieben. Der Verein 

luniq ist eine Organisation für Menschen mit Behinderung, die den Wunsch haben, die 

Wohnform selbstbestimmt zu wählen und dadurch die Möglichkeit erhalten, mitten in der 

Gesellschaft zu leben. Gemeinsam mit den interessierten Personen (Nutzende) und unter 

Einbezug des persönlichen Umfelds ermittelt der Verein die Wünsche der Betroffenen und 

schafft im Idealfall gemeinsam eine Wohnsituation, die von den persönlichen Bedürfnissen 

ausgehen. Das Kredo von luniq bei der Zusammenarbeit lautet: «Wir unterstützen so viel 

wie nötig und so wenig wie möglich» (luniq, ohne Datum). 

Die Projektleitung fand den Auftrag spannend, auch überliess es luniq der Projektleitung, 

mit welchen Ideen das Projekt verwirklicht wurde. Zudem sieht sich das Projektleitungsteam 

im privaten und beruflichen Umfeld mit den Herausforderungen des selbstbestimmten Le-

bens und Wohnens von Menschen mit einer Behinderung konfrontiert. Dies weckte das 

Interesse für dieses Projekt. Während die Projektleitung den Ablauf der Umsetzung plante, 

wurde ihr Bewusstsein dafür gestärkt, dass es auch eine Aufgabe der Sozialen Arbeit ist, 

sich für Menschen mit Exklusionsrisiken und deren Inklusion einzusetzen.  

1.4 Aufbau des Berichts 

Nebst der Einleitung besteht dieser Projektbericht aus einem Haupt- und einem Schlussteil. 

Im Hauptteil wird mit ausgewählten Theorien die Situation erklärt und anschliessend daraus 

der Handlungsbedarf aus Sicht der Sozialen Arbeit abgeleitet. Im weiteren Verlauf dieses 

Berichtes werden die Ziele, die Zielgruppen, der Projektaufbau sowie der Projektablauf dar-

gestellt. Anschliessend werden die während der Umsetzungsphase angewandten Metho-

den beschrieben. Zudem werden die Ergebnisse aus der Umsetzungsphase interpretiert 

und in den Projektbericht inkludiert.  

Im Schlussteil werden die Zielerreichung und deren Wirkung, die Methodenwahl, das ei-

gene professionelle Handeln, die Planung und die Umsetzung sowie die Zusammenarbeit 

im Projektteam evaluiert. Die Beschreibung der Nachhaltigkeit dieser Projektarbeit und eine 

Schlussfolgerung mit möglichen Perspektiven schliessen den Projektbericht ab.  
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2 Analyse der Situation – theoretischer Bezugsrahmen  

Für die Situationsanalyse werden ausgewählte Theorien beigezogen. In Tabelle 1: Defini-

tion der zentralen Begriffe werden zentrale Begrifflichkeiten erläutert. Anschliessend wird 

die aktuelle Situation auf dem Wohnungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung mit 

den ausgewählten Theorien betrachtet. Dabei geht es hauptsächlich um die Erklärung, wie-

weit Menschen mit einer Behinderung im Bereich des Wohnens diskriminiert und exkludiert 

werden und weshalb positive Veränderungen anzustreben sind. Der theoretische Bezugs-

rahmen fokussiert sich auf die Bedürfnisse der Menschen mit einer Behinderung und nicht 

direkt auf den Wohnungsmarkt. Dies ist bewusst so gewählt, weil die Vision der Inklusion 

das Dach dieser Projektarbeit bildete und somit wichtigste Leitidee bleiben sollte. Die ge-

wählten Theorien bildeten die Grundlage der angestrebten Sensibilisierung. 

2.1 Auswahl der relevanten Theorien 

Die erschwerte Situation auf dem Wohnungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung 

kann zum einen mit der soziologischen Systemtheorie als Inklusionstheorie in der Tradition 

von Niklas Luhmann erklärt werden, welche sich mit den Begriffen der Inklusion und der 

Exklusion beschäftigt. Hierbei stützt sich das Projekt beim Begriff der Inklusion nicht nur auf 

Luhmann, sondern auch auf das Verständnis von Inklusion der UN-Behindertenrechtskon-

vention (UN-BRK). Zum anderen lässt sich die Situation mit Beteiligungs- und Gerechtig-

keitstheorien beschreiben, die sich mit Anteilnahme, Teilnahme, Teilhabe, Teilsein und 

Gleichheit auseinandersetzen. Darüber hinaus geht es um die Verwirklichung oder eben 

Nicht-Verwirklichung der Grundwerte, insbesondere um den primären Grundwert der 

Gleichheit. Ausgehend vom Verständnis der Sozialen Arbeit als Menschenrechtsprofession 

ist diese Annahme ebenfalls Teil des theoretischen Bezugsrahmens für die Projektarbeit. 

2.2 Definition zentraler Begriffe 

In der nachfolgenden Tabelle 1 sind projektrelevante Fachbegriffe erklärt. Die Definitionen 

dienen dem einheitlichen Verständnis und schaffen eine Grundlage. 
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Inklusion und  
Exklusion 

Zum ersten lehnen sich die Begriffe der Inklusion und der Exklusion 
an die soziologische Systemtheorie in der Tradition von Luhmann. 
Laut Luhmann sind soziale Probleme Inklusionsprobleme. Ein 
Mensch ist dann inkludiert, wenn er relevant für die Kommunikation 
ist. Exkludiert sind Menschen, wenn sie in der Kommunikation nicht 
relevant sind. Problematisch ist Exklusion dann, wenn Menschen 
ständig und dauerhaft aus der Kommunikation ausgeschlossen sind 
(Hafen, 2021, S. 23–25). 
 
Zum anderen wird unter Inklusion verstanden, dass allen Menschen 
die uneingeschränkte Teilnahme an allen Aktivitäten des Lebens er-
möglicht wird (UN-BRK). Dieses Verständnis von Inklusion bedeutet, 
dass sich nicht die Menschen mit einer Behinderung an die Gesell-
schaft anpassen müssen, um Teil dieser zu sein, sondern dass die 
Gesellschaft so aufgestellt ist, dass sie von Anfang an allen Men-
schen Teilsein ermöglicht (Praetor, ohne Datum). 
 

Anteilnahme, 
Teilnahme, Teilhabe 
und Teilsein 

Anteilnahme kann als Mitgefühl bezeichnet werden. Wir nehmen An-
teil an anderen Menschen und deren Leben. Unter Teilnahme wird 
verstanden, dass wir alle Menschen in allen Bereichen des Lebens 
teilnehmen lassen, was somit den Begriff der Teilhabe definiert. An-
teilnahme, Teilnahme und Teilhabe sind aber zu kurz gegriffen. Es 
braucht dazu noch das Teilsein. Teilsein meint, alle Menschen sind 
Zugehörige unserer Gesellschaft und wir lassen als Gesellschaft alle 
Menschen Teil dieser sein (Husi, 2021, S. 17–18). 

Gerechtigkeit und 
Gleichheit 

Gerechtigkeit definiert die Projektleitung als «suum cuique» gemäss 
Formulierung von Platon. Die deutsche Übersetzung lautet:  
«Gewährleiste jedem das Seine» (Höffe, 2001, S. 52). 
Bei der Begriffsdefinition der Gleichheit orientiert sich die Projektlei-
tung an Gosepath (2008), der unter der «Präsumtion der Gleichheit» 
versteht, dass alle Menschen ungeachtet ihrer Unterschiede im 
Grundsatz gleich zu behandeln sind (S. 155). 

Soziale Arbeit als 
Menschenrechts- 
profession 

Staub-Bernasconi definierte die Soziale Arbeit als Profession der 
Menschenrechte. Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession ver-
standen meint, dass jegliches Handeln auf der Grundlage der Men-
schenrechte zu erfolgen hat. Die Soziale Arbeit mit ihrem ethischen 
Bezugsrahmen kann und soll sich selbst beauftragen und als Men-
schenrechtsprofession für die Menschenrechte und die Mensch-
würde einstehen (Deege, ohne Datum, S. 14).  
Dabei stützt sich die Soziale Arbeit auf ihr drittes Mandat, das der 
eigenen Profession. Es ermöglicht Sozialarbeitenden die Selbst-
mandatierung unter Berücksichtigung des Ethikkodexes und der 
Menschenrechte (Staub-Bernasconi, 2018, S. 118). 

Tabelle 1: Definition zentraler Begriffe (eigene Darstellung) 
 

2.3 Erklärung der Situation 

Wie bereits einleitend beschrieben, ist der Zugang zum Wohnungsmarkt für Menschen mit 

einer Behinderung erschwert, wodurch von Exklusion vom Wohnungsmarkt gesprochen 
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werden kann. Laut der soziologischen Systemtheorie nach Luhmann ist Exklusion proble-

matisch, wenn sie dauerhaft besteht (Hafen, 2021, S. 24). Soziale Arbeit mit ihrem Berufs-

kodex und als Menschenrechtsprofession hat sich dafür einzusetzen, dass Menschen mit 

einer Behinderung Teil der Gesellschaft sein können und somit in den Wohnungsmarkt in-

kludiert werden. Geschieht dies nicht, ist das Prinzip der Gerechtigkeit und der Gleichheit 

nicht gewährleistet. Denn eine Soziale Arbeit, die sich auf die Menschenrechte beruft, hat 

sich gegen jede Form von Diskriminierung und Ausgrenzung einzusetzen. Dabei kann sie, 

gestützt auf den Artikel 2 Verbot der Diskriminierung der allgemeinen Erklärung der Men-

schenrechte, sich selbst den Auftrag erteilen, um die Situation zu verbessern. Zusammen-

fassend lässt sich mit den ausgewählten Theorien die Situation so weit erklären, dass nach 

wie vor Menschen mit einer Behinderung von gewissen Lebensbereichen ausgeschlossen 

und diskriminiert werden. Dies aufgrund ihrer Behinderung. Das ist aus menschenrechtli-

cher Sicht wie auch aus der Sicht der Sozialen Arbeit kein wünschenswerter Zustand. Vom 

Gerechtigkeits- und Gleichheitsgedanken ausgehend kann gesagt werden, dass die Situa-

tion auf dem Wohnungsmarkt zu Ungleichheit und Ungerechtigkeit führt. Es geht darum, 

Menschen mit einer Behinderung nicht nur teilnehmen und teilhaben zu lassen, sondern 

sich dafür einzusetzen, dass sie effektiv Teil unserer Gesellschaft sind und sich zugehörig 

fühlen. Durch die Sensibilisierung des Wohnungsmarktes für die Bedürfnisse von Men-

schen mit einer Behinderung kann ein Beitrag zur Inklusion geleistet werden. 
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3 Handlungsbedarf aus Sicht der Sozialen Arbeit  

Wenn Menschen mit einer Behinderung zu grossen Teilen vom Wohnungsmarkt exkludiert 

sind, besteht aus Sicht der Sozialen Arbeit Handlungsbedarf. Denn Soziale Arbeit fördert 

das Wohlbefinden aller Menschen. Können Menschen nicht selbstbestimmt wohnen, wirkt 

sich das negativ auf ihr Wohlbefinden aus. Der Leitidee und dem Menschenbild der Sozia-

len Arbeit folgend haben alle Menschen Anrecht auf Integration und auf die Befriedung 

existentieller Bedürfnisse (Avenir Social, 2010, S. 7). Insbesondere die im Berufskodex fest-

gehaltenen Grundsätze der Gleichbehandlung, der Selbstbestimmung, der Partizipation, 

der Integration und der Ermächtigung machen deutlich, dass das vorliegende Projekt auf-

grund ethischer Überlegungen sehr gut begründbar ist. 

3.1 IFSW-/IASSW-Definition der Sozialen Arbeit 

Auch mit der Definition der International Federation of Social Workers (IFSW) und der In-

ternational Association of Schools of Social Work (IASSW) der Sozialen Arbeit lässt sich 

begründen, dass der Wohnungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung als erschwert 

einzuschätzen und eine Veränderung anzustreben ist.  

Laut Schmocker (2020) lautet eine der Kernaussage der IFSW-/IASSW-Definition in der 

deutschen Übersetzung wie folgt: «Soziale Arbeit fördert (…) gesellschaftliche Veränderun-

gen und Entwicklungen, den sozialen Zusammenhalt und die Ermächtigung und Befreiung 

von Menschen. Dabei sind die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit, der Menschenrechte, 

der gemeinschaftlichen Verantwortung und die Anerkennung der Verschiedenheit rich-

tungsweisend (…)» (S. 4).  

Die Gesellschaft und die Soziale Arbeit als Disziplin, insbesondere auch als eine Men-

schenrechtsprofession, haben eine Verantwortung und die Aufgabe, Diskriminierungen jeg-

licher Art entgegenzuwirken. Ebenfalls sieht die Projektleitung den Wohnungsmarkt in der 

Pflicht, sich seiner Position bewusst zu werden und Wohnraum diskriminierungsfrei anzu-

bieten und sich, gestützt auf die UN-BRK und das BehiG, mit dem selbstbestimmten Woh-

nen für Menschen mit einer Behinderung auseinanderzusetzen.  

3.2 Das dritte Mandat der Sozialen Arbeit 

Nebst dem Berufskodex der Schweizerischen Sozialen Arbeit, der darauf hinweist, dass die 

Soziale Arbeit einem dreifachen Mandat verpflichtet ist (Avenir Social, 2021, S. 8), legiti-

miert die Arbeit von Staub-Bernasconi (2018) den Handlungsbedarf für dieses Projekt wei-

ter. Soziale Arbeit als Disziplin und Profession sei, so Staub-Bernasconi (2018), mit dem 

dritten Mandat ihrer eigenen Profession verpflichtet, welches sich auch als Handeln nach 
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bestem Wissen und Gewissen umschreiben lässt und einen eigenen Ethikkodex einfordert 

(S. 113–114). Der internationale Ethikkodex der Sozialen Arbeit verankert die Menschen-

rechte, insbesondere unter Einbezug der sozialen Gerechtigkeit (Staub-Bernasconi, 2018, 

S. 115).  

Auch ist in der UN-BRK im Artikel 4, Absatz 1 festgehalten, dass allen Menschen mit einer 

Behinderung die Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten ohne Diskrimi-

nierung zusteht (UN-BRK, 2006). Dazu gehört auch, dass allen Menschen die freie Woh-

nungswahl ermöglicht wird. Nebst der UN-BRK hat die Schweiz in der Bundesverfassung 

(BV, Art. 8 Abs. 2) sowie im Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von 

Menschen mit Behinderung (BehiG, Art. 1) gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen, 

die Diskriminierungen entgegenwirken sollen.  

Unter Einbezug und Berücksichtigung der Definition Sozialer Arbeit, dem Berufskodex, dem 

Ethikkodex, der Sozialen Arbeit als Menschrechtsprofession, dem dritten Mandat sowie der 

Anerkennung der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, der UN-BRK, der BV und 

dem BehiG bestehen nachvollziehbare Gründe, um den Wohnungsmarkt zu sensibilisieren 

und mit diesem Projekt eine qualitative und quantitative Bedarfs- und Bedürfniserhebung 

durchgeführt zu haben.  

4 Projektmethodische Fundierung  

Nachfolgend wird auf die projektmethodische Fundierung eingegangen. Beschrieben wer-

den die während der Planungsphase zu erarbeitenden Ziele und Zielgruppen sowie die vor 

der Umsetzung des Projektes erstellte Projektaufbau- und Projektablauforganisation. Auch 

wird die im Vorfeld erstellte Stärken- und Risikoabschätzung evaluiert. Für das Finanzcon-

trolling wurde vorgängig ein Budget erstellt, welches nach der Umsetzung mit den effektiven 

Ausgaben ergänzt wurde. Die Gegenüberstellung ist ebenfalls in diesem Kapitel eingefügt. 
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4.1 Ziele 

Vision 

Die Vision ist vom Leitgedanken der Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention 
geprägt: Kein Mensch soll aufgrund der Art oder der Schwere seiner Behinderung von den all-
gemeinen gesellschaftlichen Angeboten ausgeschlossen werden. Wünschenswert ist eine inklu-
sive Gesellschaft. Der Zustand soll sein, dass Menschen mit Behinderung die Möglichkeit erhal-
ten, selbstbestimmt zu wohnen, und einen besseren Zugang zum Wohnungsmarkt erhalten. 
 

Hauptziel 
Das Hauptziel ist einerseits eine Sensibilisierung des Wohnungsmarktes in der Stadt und Agglo-
meration Luzern für die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung. Andererseits sollen sich 
Vermietende mit der in der Ausgangslage beschriebenen Situation auseinandersetzen. Der 
Wohnungsmarkt soll seine eigenen Anliegen und Bedürfnisse, seine Bedenken und Widerstände 
darlegen können. 
 

Teilziel 1 Teilziel 2 Teilziel 3 Teilziel 4 Teilziel 5 
Es steht eine 
Liste von Anbie-
tenden des LU-
Wohnungsmark-
tes zur Verfü-
gung, die für die 
quantitative und 
qualitative Befra-
gung verwendet 
werden kann. 
 

Mindestens ein 
Best-Practice-
Beispiel aus 
DEU oder AUT 
ist ermittelt. 

Es wurden quan-
titative und quali-
tative Befragun-
gen bei den 
Wohnungsanbie-
tenden durchge-
führt und die  
erhobenen  
Daten sind  
ausgewertet.  

Nachbefragun-
gen bei den Leit-
fadeninterview- 
partner*innen 
sind durchge-
führt und ausge-
wertet. 

luniq kennt die 
Ergebnisse der 
Bedürfnis- 
erhebung  
seitens der  
Wohnungs- 
anbietenden. 

Terminierung 

bis KW 10 
 

bis KW 12 bis KW 27 bis KW 31 bis KW 37 

Indikatoren 
Anhand der Liste 
kann eine Aus-
wahl von Ak-
teur*innen für 
die quantitative 
und qualitative 
Befragung ge-
troffen werden. 
 
 
Die Liste enthält 
E-Mail-Adressen 
oder Adressen 
für die Kontakt-
aufnahme. 

Die Best-Prac-
tice-Beispiele 
können auf die 
Schweiz  
adaptiert und 
den Wohnungs-
anbietenden bei 
der quantitativen 
und qualitativen 
Befragung  
zugänglich  
gemacht  
werden.  

Interview- 
partner*innen 
wurden gefun-
den und haben 
an der qualitati-
ven Befragung 
teilgenommen. 
 
 
Die Onlinebefra-
gung konnte an 
genügend Emp-
fänger*innen 
verschickt wer-
den und es kom-
men ausgefüllte 
Fragebogen  
zurück. 
 

Es hat sich min-
destens ein*e  
Interview- 
partner*in bereit 
erklärt, an der 
Nachbefragung 
teilzunehmen. 

Mit den Ergeb-
nissen hat luniq 
die Möglichkeit, 
weitere Sensibili-
sierungsmass-
nahmen zu er-
greifen. 
 
 
Es wurde ein 
Produkt erstellt, 
das als Grund-
lage für  
Folgeprojekte 
genutzt werden 
kann. 

Tabelle 2: Zielbaum (eigene Darstellung)  
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Die Projektziele sind in Form eines Zielbaumes dargestellt (siehe Tabelle 2: Zielbaum).  Ziel 

ist, wie Willener und Friz (2019) beschreiben, ein vorweggenommener Soll-Zustand, der in 

der Zukunft liegt, dessen Erreichen wünschenswert ist und der durch Handeln erreicht wer-

den kann (S. 185). Die Umsetzung dieses Projektes hat einen Beitrag leisten sollen, den 

aktuellen Zustand in einen wünschenswerteren Zustand zu verändern. In der Tabelle 3: 

Zielgruppen sind die Zielgruppen definiert, welche mit dem Projekt angesprochen wurden. 

Dabei wird zwischen primären, sekundären und tertiären Zielgruppen unterschieden. 

4.2 Zielgruppen 

primäre Zielgruppe Das Projekt richtet sich an den Verein luniq als Auftragge-
benden, welcher als primäre Zielgruppe definiert wird. 

sekundäre Zielgruppe Der Fokus liegt dabei auf einer Bedarfserhebung des Woh-
nungsmarktes. Somit ist der Wohnungsmarkt in der Stadt 
und Agglomeration Luzern die sekundäre Zielgruppe. 

tertiäre Zielgruppe Mit der Vision einer inkludierten Gesellschaft werden Men-
schen mit einer Behinderung als tertiäre Zielgruppe defi-
niert.  

Tabelle 3: Zielgruppen (eigene Darstellung) 

4.3 Projektaufbauorganisation  

Jede im Projekt involvierte Person war mit unterschiedlichen Rollen, Aufgaben, Kompeten-

zen und Pflichten ausgestattet. Als Orientierung für die Beteiligten diente die Projektauf-

bauorganisation in der Arbeitsteilung, Funktionsdifferenzierung und die Klärung der Verant-

wortlichkeiten, wie die Hierarchie der Autorität festgehalten wurden (Willener & Friz, 2019,  

S. 236). Aus der Abbildung 2: Projektaufbauorganisation (eigene Darstellung) kann die Auf-

bauorganisation für das vorliegende Projekt entnommen werden. Alle involvierten Personen 

haben ihre Aufgaben verantwortungsvoll wahrgenommen und sich mit ihren Stärken und 

Schwächen in das Projekt eingebracht. Wiederkehrend fanden Sitzungen mit allen Betei-

ligten statt. Dabei wurde Wert auf eine transpatente Kommunikation gelegt. Schwierigkei-

ten, aber auch Erfreuliches konnte gleichermassen angesprochen werden und bei Heraus-

forderungen wurde gemeinsam nach Lösungen gesucht. Innerhalb des Projektteams fand 

der Austausch wöchentlich statt. Die Projektbegleitung wurde nur bei Bedarf zur Unterstüt-

zung und Beratung kontaktiert. Dies war beim Erstellen der Onlineumfrage und den Leitfa-

deninterviews der Fall. 
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Abbildung 2: Projektaufbauorganisation (eigene Darstellung) 

Die nachfolgende Tabelle 4 bietet einen detaillierten Überblick über die Rollen, Aufgaben, 

Kompetenzen und Pflichten der involvierten Personen während der Projektumsetzung. 

 

Beteiligte Person Rollen und Kompetenzen Aufgaben und Pflichten 
Rahel Sutter / 
Tobias Bienz 

 Projektleitung 
 Student HSLU 
 operative Funktion 

 Planung, Umsetzung,  
Evaluation 

 interne Koordination des  
Projektablaufs 

 Förderung der  
Teamentwicklung 

 Informationsmanagement  
gegen innen und aussen  
(in Absprache mit luniq) 

 Projektcontrolling 
 Verschriftlichung der  

Dokumentationen 
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Beteiligte Person Rollen und Kompetenzen Aufgaben und Pflichten 
Caroline Rey  Trägerschaft/Auftraggeberin 

 Fachperson luniq 
 Hauptansprechperson für Pro-

jektleitung 
 strategische Funktion 

 Genehmigung der Projektpla-
nung, speziell im Hinblick auf 
Kosten, Zeit und Ziele 

 Entscheid über Massnahmen 
bei Projektabweichungen oder 
Projektabbruch 

 Unterstützung der Projektlei-
tung bei fachlichen Fragen 

 Unterstützung bei der  
Ressourcenbeschaffung 

 Teilnahme an  
Meilensteinsitzungen 

 Teilnahme bei Kickoff- und 
Abschlussveranstaltung 

Kevin Duss /  
Fleur Matson 

 Trägerschaft/Auftraggebende 
 Fachperson luniq 
 Projektteam luniq 
 strategische Funktion 

 Unterstützung der Projektlei-
tung bei Fragen 

 Teilnahme bei Kickoff- und 
Abschlussveranstaltung 

Dr. Elisa Fiala  fachliche Begleitung HSLU  Unterstützung der kontinuierli-
chen Reflexion des Projekt-
verlaufes und seiner Auswir-
kungen auf das Projektteam 

 hilft dem Projektteam unbe-
achtete Aspekte aufzudecken 
und blinde Flecken zu be-
leuchten 

 stärkt die Problemlösungs-
kompetenz des Projektteams 

 vermittelt im Konfliktfall  
zwischen allen Beteiligten 

Tabelle 4: Rollen, Aufgaben, Kompetenzen, Pflichten der Beteiligten (eigene Darstellung) 

4.4 Projektablauf 

Ziel des Projektes war die Erhebung der Bedürfnisse und Interessen von Vermieter*innen 

sowie eine Sensibilisierung des Wohnungsmarktes für die Bedürfnisse von Menschen mit 

einer Behinderung. Die gewählten Erhebungsmethoden waren eine Kombination aus qua-

litativen und quantitativen Befragungen bei den Akteur*innen des Luzerner Wohnungs-

marktes. Einerseits sollten zwei bis drei Organisationen als Interviewpartner*innen gewon-

nen werden, die repräsentativ für wichtige Akteur*innen auf der Anbietendenseite sind (de-

duktive Stichproben). Andererseits wurden zuvor quantitative Onlinebefragungen durchge-

führt, mit dem Ziel, möglichst viele Daten zu sammeln und auszuwerten und so eine hohe 

Repräsentativität zu erreichen. 
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Für die Onlinebefragungen wie auch die qualitativen Leitfadeninterviews wurden eigene 

thematische Frageblöcke erstellt, die sich nach dem Auftrag von luniq, aber auch nach ei-

genen Interessen (Stärkung der Inklusion) richteten und sich auf das Wissen bezüglich der 

Erschwernis auf dem Wohnungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung bezogen.  

4.5 Ablaufplanung 

Der Zeitplan wurde in sechs Phasen aufgeteilt: Projektmanagement, Wohnungsmarkt Lu-

zern, Best-Practice-Deutschland und -Österreich, quantitative Befragung, qualitative Inter-

views und Evaluation. Der detaillierte Projektzeitplan befindet sich im Anhang dieses Be-

richtes.  

Die unterschiedlichen Phasen sind aufeinander abgestimmt, weshalb die einzelnen Arbeits-

schritte in den geplanten Kalenderwochen ausgeführt wurden und es zu keinen signifikan-

ten Verzögerungen kam. Jede abgeschlossene Phase hat zum Erreichen eines Teilzieles 

geführt. Ein wichtiges Instrument für den Projektablauf waren die Meilensteinsitzungen mit 

den Auftraggebenden. Diese wurden immer so terminiert, dass sie nach einem erreichten 

Teilziel stattfanden. So konnten der Fortschritt des Projektes und wichtige Erkenntnisse 

besprochen und das weitere Vorgehen geplant werden. 

4.6 Risikoanalyse 

Gemäss Quint-Essenz (2019) ist ein Projekt vielfältigen äusseren und inneren Faktoren 

ausgesetzt. Diese Faktoren können ein Projekt in seinem Verlauf und Erfolg begünstigen 

oder gefährden (S. 3). Die möglichen Stärken/Chancen und Schwächen/Risiken unseres 

Projektes wurden mithilfe der SWOT-Analyse vor Projektumsetzung erfasst und nachfol-

gend dargestellt. Nach der Umsetzung des Projektes wurde die Risikoanalyse ausgewertet.  

 Gegenwart Zukunft 

+ 

Stärken 
 viel Spielraum und Vertrauen seitens 

luniq für eigene Projektideen 
 Alle Gruppenmitglieder haben eine identi-

sche Haltung und Erwartung bezüglich 
der Zusammenarbeit. 

 Fachkompetente*r Mentor*in 
 Die Relevanz der Thematik ist einleuch-

tend und benötigt daher weniger Über-
zeugungsarbeit. 

Chancen 
 Das Projekt ist multiplizierbar für andere 

Regionen/Kantone. 
 Aus den Ergebnissen der Erhebung las-

sen sich viele weitere Projektideen ablei-
ten. 

 Die Projektleitung hat persönliche Netz-
werkkontakte, die sich in der Thematik 
auskennen und beigezogen werden kön-
nen. 

 HSLU SA aktuell an einem ähnlichen 
Projekt, jedoch Erhebung bei Menschen 
mit Behinderung (mögliche Synergien) 
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- 

Schwächen 
 Endprodukt nicht abschliessend definiert 
 bei der Planung zu wenig Fachliteratur 

studiert, um abschätzen zu können, wel-
che Methoden welchen Aufwand bedeu-
ten 

 technische Probleme mit OneDrive 

Risiken 
 Projektumfang zu gross 
 Schwierigkeiten bei der Sondierung  

relevanter WM-Akteur*innen 
 keine Interessent*innen für Leitfadenin-

terviews 
 wenige Teilnahmen bei der Onlinebefra-

gung 
 Uneinigkeiten innerhalb Projektteam, 

Konflikte 
 luniq nicht zufrieden mit Projektumfang 

Tabelle 5: SWOT-Analyse (Christian Ruosch, 2021, S. 42) 

 

Abgeleitet von der SWOT-Analyse wurde auf der Grundlage der Risikoabschätzung  

(Abbildung 3: Risikoabschätzung) eine Risikoanalyse (Tabelle 6: Risikoanalyse) erarbeitet, 

um die erörterten Risiken richtig einzuschätzen, zu bewerten und bereits mögliche Mass-

nahmen zur Prävention oder zur Minimierung dieser Risiken zu definieren. 

 

 

Abbildung 3: Risikoabschätzung (Quint-Essenz, 2015, S. 3) 
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Tabelle 6: Risikoanalyse (Christian Ruosch, 2021, S. 43) 

 

Die vorgängig definierten Stärken und Chancen dieses Projektes haben sich bestätigt. So 

hatte die Projektleitung während der Umsetzung viel Spielraum für eigene Ideen und jeder-

zeit das Vertrauen der Auftraggebenden. Die Projektbegleitung hat mit ihrem fachlichen 

Wissen das Projekt unterstützt und war in der Interviewphase eine wichtige Ansprechper-

son. Auch haben Erkenntnisse aus den Erhebungen zu vielen weiteren Projektideen und 

Handlungsempfehlungen geführt. Die genannten Schwächen und Risiken der Projektarbeit 

sind nicht eingetroffen, auch weil die nötigen Steuerungsmassnahmen ergriffen wurden. So 

wurde bspw. bei aufkommenden Konflikten oder Unstimmigkeiten innerhalb des Projekt-

teams frühzeitig der Austausch gesucht und transparent kommuniziert. Immer wieder wur-

den Verbindlichkeiten eingefordert oder Aufgaben terminiert. Kam es zu Verzögerungen, 

wurde dies innerhalb des Projektleitungsteams begründet. Auch das Risiko, dass der Pro-

jektumfang zu gross war, konnte minimiert werden, indem die Projektleitung sich immer 

wieder auf ihre Teilziele konzentrierte und am Zeitplan festhielt. Dies hatte zur Folge, dass 

einige Themen, die insbesondere während der Recherchephasen auftauchten, nicht weiter 

vertieft wurden. 
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4.7 Projektfinanzierung 

Die Schlussrechnung zeigt die Gegenüberstellung des Budgets zu den effektiv angefalle-

nen Projektkosten. Das Projekt konnte im Rahmen des vorgegebenen Budgets umgesetzt 

werden. In Absprache mit der auftraggebenden Organisation wurde ein kleiner Teil der Re-

serven für die Beschaffung des Index für Inklusion der Stiftung Lebenshilfe eingesetzt. 

Dadurch waren die Ausgaben minim höher. 

 
Abbildung 4: Projektbudget mit Aufwand und Ertrag (eigene Darstellung)  
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5 Methodisches Vorgehen  

In diesem Kapitel wird im Detail auf die für die Datenerhebung angewandten Methoden 

eingegangen.  

5.1 Auswahl der Vermieter*innen  

Bei der Auswahl der Vermieter*innen für die Onlineumfrage achtete die Projektleitung da-

rauf, dass eine möglichst grosse Auswahl an Wohnungsanbietenden zur Verfügung steht. 

Dazu wurde eine Methode mit deduktiver Stichprobenziehung gewählt. Dies bedeutet, dass 

die Kriterien für die Zielgruppe von der Projektleitung in Absprache mit luniq definiert wur-

den. Die Liste der ausgewählten Vermieter*innen befindet sich im Anhang. 

Die Projektleitung ging gezielt Vermieter*innen an, welche bestimmte Kriterien erfüllen. Da-

bei war es ein unabdingliches Kriterium, dass die Befragten Wohnungen im Raum Luzern 

vermieten. Zudem wurde darauf geachtet, dass sich renommierte und bekanntere Verwal-

tungen auf der Liste befinden, welche über ein grosses Wohnungsportfolio verfügen. Nebst 

Immobilienverwaltungen wurden auch Genossenschaften, Banken, Versicherungen und 

Pensionskassen erfasst. Privatpersonen hingegen sind nur vereinzelt in der Liste zu finden, 

weil diese Daten öffentlich schwer zugänglich sind oder die Recherche in den Grundbü-

chern das Zeitbudget überschritten hätten. Um dennoch Private erreichen zu können, hat 

die Projektleitung beim Hauseigentümerverband des Kantons Luzern (HEV) angefragt, den 

Link zur Onlineumfrage über die Kommunikationskanäle des Verbands zu teilen. Aufgrund 

des dichten Projektzeitplans war es leider nicht möglich, den nächsten Newsletter-Versand 

abzuwarten. Der HEV Luzern steht dem Thema jedoch positiv gegenüber und stellt sich als 

Bindeglied zwischen Eigentümer*innen und luniq zur Verfügung. Die Beziehung zum HEV 

kann luniq zukünftig als Zugang zu den Mitgliedern des Verbands nutzen. 

5.2 Onlineumfrage (Quantitativer Ansatz) 

Für die Erstellung der Onlineumfrage orientierte sich die Projektleitung an Porst (2014). Die 

formulierten Fragen sollen in Zusammenhang mit theoretischen Konzepten und Hypothe-

sen gesetzt werden (S. 16). Die Projektleitung hat sich dafür an den im Kapitel 2.1 erläuter-

ten Theorien orientiert. Weiter empfiehlt Porst (2014), bei der Erstellung des Fragebogens 

stets die Zielerreichung im Blickfeld zu behalten und sich zu überlegen, ob die Frage in 

dieser Form etwas zum Erreichen der Projektziele beiträgt, um die gewünschten Ergeb-

nisse erfassen zu können (Porst, 2014, S. 17). Die Befragten sollen Informationen darüber 

geben, welche Erfahrungen sie bisher bei der Vermietung an Menschen mit Behinderung 

gemacht haben und was es aus ihrer Sicht braucht, um Wohnungen an Menschen mit einer 
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Behinderung für alle involvierten Parteien zufriedenstellend zu vermieten. Ebenfalls wurden 

die Vermieter*innen befragt, welche Unterstützung ihnen im Zusammenhang mit der Ver-

mietung an Menschen mit Behinderung dienen würde, welche Strategien sie bereits verfol-

gen, um ihre Wohnungen diskriminierungsarm zu vermieten oder ob sie Fachstellen ken-

nen, an die sie sich wenden könnten. Um die Anforderungen an einen guten Fragebogen 

zu erfüllen, bedarf es einer Auseinandersetzung mit den unterschiedlichsten Aspekten wie 

der Art der Fragen, der Festlegung der Antwortskalen und -kategorien oder einer angemes-

senen Formulierung der Fragen (Porst, 2014, S. 17). Der in diesem Projekt erarbeitete Fra-

gebogen setzt sich aus offenen, halboffenen und geschlossenen Fragen mit einfachen und 

mehrfachen Antwortmöglichkeiten zusammen. Zwischen den Fragen erscheinen fünf kurze 

Sätze zu leichter Sprache, Diversität, Barrierefreiheit und Procap, die zur Erklärung und zur 

Sensibilisierung beitragen.   

Wie es Porst (2014) empfiehlt, enthielt der E-Mail-Versand des Fragebogens an die poten-

ziellen Teilnehmenden Informationen über das verfolgte Ziel der Umfrage, die Vorstellun-

gen der Projektleitung und der auftraggebenden Organisation, eine Einführung zum Inhalt 

des Fragebogens sowie Hinweise zur Anonymität und Datenschutz (S. 36). Die E-Mail mit 

der Umfrage wurde anfangs Mai 2022 an rund 150 Anbieter*innen von Mietwohnungen 

versendet. Davon haben 38 Personen teilgenommen. Die Ergebnisse wurden von der Pro-

jektleitung ausgewertet und mit luniq besprochen. Sie wurden nach zentralen Erkenntnis-

sen untersucht, interpretiert und im Kapitel 6.2 Ergebnisse Onlinebefragung festgehalten. 

Der Fragebogen mit der grafischen Darstellung der Antworten befindet sich im Anhang. 

5.3 Leitfadeninterviews (qualitativer Ansatz) 

Die Befragung wurde nach Jud, Rorato und Stremlow (2008) anhand ihrer Einführung in 

Leitfadeninterviews erstellt.  

Leitfadeninterviews reihen sich mit ihrer Offenheit in die erzählgenerierenden Interviews 

ein. Sie bewirken, dass interessierende Aspekte der Befragung ausgesprochen werden. 

Der Leitfaden dient einer Gedächtnisstütze und lässt damit Raum, dass das Interview durch 

die Befragten auch eine unerwartete Wendung in der Thematik nehmen kann (Jud et. al, 

2008, S. 2). Wichtigster Bestandteil der Interviews sind Kern- und Leitfragen. Es werden 

fünf bis sieben offen formulierte Fragen empfohlen, welche den Befragten die Möglichkeit 

lassen, offen und vertieft zu erzählen. Mit den Kern- und Leitfragen kann die Beantwortung 

eines Themengebietes ausgelöst werden. Mit Stützfragen soll die Breite eines Themenge-

bietes ausgeweitet und vertieft werden (Jud et. al, 2008, S. 3). Die offenen Fragen sind 

Hauptbestandteil der Interviews. Sie sind so zu formulieren, dass sie nicht nur mit ja oder 

nein zu beantworten sind, sondern das Erzählen fördern. Nachfragen werden eingesetzt, 
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wenn Fragen ungenügend vertieft beantwortet werden (Jud et. al, 2008, S. 3–4). Befragt 

wurden die interviewten Personen zu barrierefreien Wohnungen, ihren Bedürfnissen und 

Erwartungen in Bezug auf die Vermietung an Menschen mit einer Behinderung, zu Strate-

gien für eine diverse Mieter*innenschaft oder zur Wirkung von Sensibilisierungsmassnah-

men. Die Interviewfragen liegen dem Anhang bei.  

5.3.1 Sampling 

Bei der Onlineumfrage wurden die Teilnehmer*innen nach ihrer Bereitschaft gefragt, an 

unserem Interview teilzunehmen. Da sich zwei Personen bereit erklärt haben, konnte nicht 

zwischen den Interviewpartner*innen gewählt werden. Beide Teilnehmende sind in einer 

Wohnbaugenossenschaft tätig, welche zusammen über 230 Wohnungen in der Stadt und 

Agglomeration Luzern besitzen. Die beiden Vertreter*innen wurden telefonisch kontaktiert 

und erhielten für die Vorbereitung vorgängig die Fragen. 

Weil zwei Interviews eher wenig sind, kommt das von Vogt und Werner (2014) erwähnte 

Prinzip der Sättigung zum Zug. Im Gegenzug zur quantitativen ist bei der qualitativen Sozi-

alforschung eine Repräsentativität mit Stichproben kaum zu erreichen. Eine Sättigung der 

Stichproben ist erreicht, wenn mehr Interviews nicht mehr Erkenntnisse bringen würden  

(S. 35). Mit der Befragung zweier Genossenschaften konnte eine solche Sättigung entspre-

chend nicht erreicht werden. 

Die Interviews wurden im Zeitraum zwischen Anfang und Mitte Juni 2022 durchgeführt.  

5.3.2 Auswertung der Leitfadeninterviews 

Bei der Auswertung ging die Projektleitung nach einem mehrstufigen Verfahren, angelehnt 

an Mühlfeld u. a. (Mayer, 2008, S. 48) sowie Meuser und Nagel (1991), vor. Grundlage der 

Auswertung waren die paraphrasierten Interviews. Dabei ging es darum, wie Meuser und 

Nagel (1991) anmerken: «das (…) Überindividuelle-Gemeinsame herauszuarbeiten»  

(S. 452). Die Projektleitung verzichtete auf eine vollständige Transkription, weil u. a. Pausen 

und Stimmlage nicht Gegenstand der Interpretation sind (Mayer, 2008, S. 47). Stattdessen 

wurden die Interviews vollumfänglich paraphrasiert. 

Auf der ersten Stufe werden alle paraphrasierten Stellen markiert, welche Antworten auf 

die Interviewfragen liefern und Inhalte zu einem bestimmten Thema hervorheben. Innerhalb 

der zweiten Stufe wird das paraphrasierte Textmaterial auf die wichtigsten Aussagen ge-

kürzt und verdichtet, der Inhalt thematisch geordnet und in ein Kategorienschema einge-

ordnet (Meuser & Nagel, 1991, S. 457). Dafür werden Kategorien und Unterkategorien ge-

bildet, welche eine bessere Zuordnung der Gesprächsinhalte zulassen. Gemäss Vogt & 

Werner (2014) müssen Hauptkategorien jedoch nicht zwingend Unterkategorien aufweisen 
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(S. 54). Da die Kategorien aus dem Textmaterial selbst herausgebildet werden, handelt es 

sich dabei um induktive Kategorien. Schlussendlich resultierte folgende Kategorienbildung: 

1. Barrierefreie Wohnungen 

2. Wirtschaftlichkeit 

3. Gerechtigkeit 

4. Politik und Gesetzgebung  

5. Erfahrungen 

6. Helfer*innensysteme 

7. Erwartungen und Bedürfnisse 

8. Sensibilisierung  

Die Hauptkategorien beschreiben laut Vogt und Werner (2014) «(…) einen Kernaspekt, 

welcher für die Auswertung und Interpretation der Interviews wesentlich ist» (S. 49–50). Auf 

der dritten Stufe werden die unterschiedlichen Aussagen der Interviewpartner*innen, wel-

che nun Kategorien zugeordnet werden, miteinander verglichen. Bei dieser Stufe hielt sich 

die Projektleitung an die Beschreibung von Mayer (2008, S. 50), um die innere Logik zwi-

schen den Einzelinformationen herzustellen. Dabei sollen bedeutungsgleiche, aber auch 

sich widersprechende Aussagen berücksichtigt werden (vgl. Lamnek, 1995, S. 207). Auf 

der vierten Stufe wird diese innere Logik schriftlich festgehalten und einzelne Textstellen 

werden noch einmal detaillierter, differenzierter und präziser den Kategorien zugeordnet 

(Mayer, 2008, S. 50). Auf der fünften Stufe wird die Auswertung erstellt, subjektive Aussa-

gen verallgemeinert und in eine wissenschaftliche Sprache umgeschrieben, Theorien her-

beigezogen und mit paraphrasierten Interviewausschnitten belegt (vgl. Mayer, 2008, S. 50). 

Die sechste Stufe beinhaltet das Erstellen eines Berichtes über die Auswertung der Inter-

views. Der vollständige Bericht wurde luniq als auftraggebende Organisation übergeben. 

Ebenfalls befindet sich der Bericht im Anhang. 
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6 Beschreibung und Interpretation der Ergebnisse  

Die Ergebnisse aus der Recherchephase, der Onlineumfrage und den Leitfadeninterviews 

werden in diesem Kapitel beschrieben. Die Interpretation der Ergebnisse macht Bezüge zu 

den ausgewählten Theorien (vgl. Kapitel 2). Die aus den Erkenntnissen abgeleiteten Hand-

lungsempfehlungen und weiteren Sensibilisierungsmassnahmen wurden luniq an der Ab-

schlussveranstaltung präsentiert und übergeben. 

6.1 Recherchephase 

Die Recherche von Best-Practice-Beispielen aus Deutschland und Österreich war wertvoll 

für die Informationsgewinnung zu Initiativen und Lösungsideen, die der fehlenden Inklusion 

auf dem Wohnungsmarkt entgegenwirken sollen. Die vertiefte Auseinandersetzung bestä-

tigt unsere bisherigen Erkenntnisse, dass die Problematik weit verbreitet ist und wie an-

spruchsvoll es ist, Chancengleichheit auf dem Wohnungsmarkt zu gewährleisten. Illustriert 

werden kann dies anhand verschiedener Beispiele. So gibt es im österreichischen Bundes-

land Vorarlberg ein Wohnungsvergabesystem, welches den Zugang zum Wohnungsmarkt 

für Menschen mit Behinderung verbessern soll. Wohnungssuchende erhalten je nach Le-

benssituation und persönlichen Umständen eine Anzahl Punkte. Die Punktevergabe erfolgt 

aufgrund von Faktoren wie Einkommenssituation, Wohnverhältnisse der Antragstellenden, 

drohender Wohnungsverlust (auch in Folge einer Trennung oder Scheidung), Krankheit so-

wie Unfall oder Behinderung. Menschen mit einer höheren Punktzahl werden vorrangig be-

handelt, wenn sie sich für eine Wohnung bewerben (Amt der Vorarlberger Landesregierung, 

2015, S. 6–7). Die Kritik an dieser Lösung ist, dass dieses System dem Inklusionsgedanken 

der Behindertenrechtskonvention in seiner Gesamtheit nicht nachkommt, weil Menschen 

mit Behinderung mit diesem System bevorzugt werden. 

Eine Initiative in Berlin will, dass Wohnungen diskriminierungsarm vermietet werden. Die 

Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt Fair mieten – Fair woh-

nen (2022) hat ein Leitbild erstellt, das darauf abzielt, Berliner Vermieter*innen zu einer 

explizit diskriminierungsarmen Wohnungsbewerbung, Vergabe, Vermietung und Verwal-

tung von Wohnraum zu motivieren. Das Leitbild hat die Fachstelle gemeinsam mit Fach-

personen aus der Zivilgesellschaft und Immobilienwirtschaft entwickelt. Es wird darauf hin-

gewiesen, dass die Suche nach Wohnungen für benachteiligte Bevölkerungsgruppen auf 

dem sonst schon angespannten Berliner Wohnungsmarkt enorm schwierig und das Risiko 

für Fälle von Diskriminierung hoch ist. 
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Das Leitbild beinhaltet Verhaltensregeln und Handlungsempfehlungen für private Vermie-

ter*innen, Immobilienverwaltungen und Genossenschaften. Dieses Leitbild ist ein vorbildli-

ches Best-Practice-Beispiel, welches in ähnlicher Form auch für den Luzerner Wohnungs-

markt umgesetzt werden könnte. 

Die vollumfängliche Umsetzung des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen der Vereinten Nationen (UN-Behindertenrechtskonvention, BRK) ist ein 

langwieriger Prozess, der immer wieder durch juristische Fragestellungen ausgebremst 

wird. Das zeigt die Gesetzeslage im Bereich Mietwohnungen in Deutschland. Wenn Men-

schen mit bestehender oder plötzlicher Behinderung darauf angewiesen sind, dass ihre 

Wohnung barrierefrei wird, gibt es nicht selten Vermietende, die den dazu nötigen Umbau-

massnahmen nicht zustimmen können oder wollen (Wolf, 2020). Dies bestätigt auch  

Witkowska (zit. in Wolf, 2020) von der Antidiskriminierungsberatung Alter oder Behinderung 

in Berlin. Witkowska merkt an, dass die Rechtlage oft nicht eindeutig sei. Zwar haben Mie-

tende in Deutschland einen Anspruch darauf, zu verlangen, dass Barrieren beseitigt wer-

den. Im Gesetz heisst es im Gegenzug aber auch, dass Vermietende die Zustimmung zu 

Umbaumassnahmen verweigern können, wenn das Interesse am Erhalt der bisherigen 

Mietsachen oder des Gebäudes das Interesse der Mietenden überwiegt.  

Eine weitere Erkenntnis der Recherche war, dass es oftmals soziale Einrichtungen sind, 

welche Wohnraum mieten und diese dann Menschen mit einer Behinderung zur Verfügung 

stellen. Das ist zwar eine weitere Möglichkeit für Menschen mit einer Behinderung, selbst-

bestimmt in einer Wohnung zu leben, aber es ermöglicht den Betroffenen dennoch keinen 

verbesserten Zugang zum allgemeinen Wohnungsmarkt. Exklusion in diesem Bereich kann 

auch nicht verhindert werden, in dem z. B. in Österreich vermehrt stationäre, vollbetreute 

Einrichtungen schliessen und diese dann Wohnraum anmieten und zur Verfügung stellen. 

So zeigt der Bericht der Bundesregierung über die Lage der Menschen mit Behinderungen 

in Österreich (2016), dass im Wohnbereich umfassende Massnahmen zur Deinstitutionali-

sierung nötig seien, um der UN-Behindertenrechtskonvention nachzukommen. Im Grund-

satz sollen Menschen mit einer Behinderung in einer eigenen Wohnung leben können. In 

Oberösterreich wird deshalb voll- und teilbetreutes Wohnen stetig ausgebaut. Grosse Ein-

richtungen haben vereinbart, dass sie Verkleinerungen an ihren Organisationen planen. Die 

Deinstitutionalisierung dient der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention. Bei der 

Definition des Begriffs der Deinstitutionalisierung hält sich die Projektleitung an die von der 

Interessenvertretung sozialer Dienstleistungen für Menschen mit einer Behinderung (IVS) 

in Wien: «Mit dem sperrigen Begriff Deinstitutionalisierung ist die Umwandlung grosser 

Heime in kleine Wohngruppen gemeint. Allerdings bestehen die Institutionen danach weiter 

oder es entstehen neue, mit ihren eigenen organisationsinternen Logiken und den jeweils 
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gültigen gesetzlichen Vorgaben, die sie zu erfüllen haben» (IVS Wien, ohne Datum). In der 

Stadt Wien sieht das Wiener Wohnungsfondssanierungsgesetz vor, dass bestehende Woh-

nungen behindertengerecht werden (Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsu-

mentenschutz, 2017, S. 117). 

6.2 Ergebnisse Onlineumfrage 

38 Teilnehmende (N = 38) haben Fragen zu ihrer Organisation, ihren Mietobjekten, zum 

Ausschreibungsprozess, zu Vergabekriterien wie auch zur Barrierefreiheit, Inklusion und 

Diversität in Bezug auf das Thema Wohnen beantwortet. 

Von den Befragten antworten mit 46.7 % fast die Hälfte aller Teilnehmer*innen aus der Sicht 

einer Immobilienverwaltung. Ein Drittel (33.3 %) sind für eine Baugenossenschaft tätig. Die 

restlichen 20 % der Teilnehmenden sind Vertretende von Versicherungen und Verbänden 

oder Privatpersonen mit Immobilienbesitz. Die Vermietenden verfügen über 1 bis 4'000 

Mietwohnungen in der Stadt und Agglomeration Luzern. Freie Objekte werden mehrheitlich 

auf der eigenen Website oder auf Onlineportalen ausgeschrieben. Die deutlich am häufigs-

ten genutzten Portale sind Newhome (28.1 %) und homegate.ch (22.8 %). Die sozialen 

Medien wie auch Zeitungsinserate spielen nur eine untergeordnete Rolle. 

Als zentrale Vergabekriterien wurden die Zahlungsfähigkeit (28.9 %), die Referenzen  

(26.3 %) und die Integrationsfähigkeit in die Nachbarschaft (22.4 %) angegeben. Ein Viertel 

(25 %) der Befragten haben angegeben, dass sie die Zahlungsfähigkeit von Menschen mit 

einer Behinderung als eher gering einschätzen. Dies könnte auf Vorurteile gegenüber Men-

schen mit einer Behinderung hindeuten. Einige Vermieter*innen gehen davon aus, dass 

Menschen mit einer Behinderung nur über eher geringe finanzielle Mittel verfügen. Dies ist 

problematisch und erhöht das Exklusionsrisiko, da fast 30 % der Vermieter*innen die Zah-

lungsfähigkeit als wichtiges Kriterium bei der Wohnungsvergabe nennen. Wünschenswert 

wäre Aufklärung, um Vermietenden aufzuzeigen, dass Menschen mit Behinderung in den 

meisten Fällen aufgrund von Renten ein sehr regelmässiges und stabiles Einkommen ha-

ben. 

66.7 % der Befragten, dass sie aktuell Wohnungen an Menschen mit einer Behinderung 

vermieten und die Mehrheit damit gute Erfahrungen gemacht hat. Wenige können von ne-

gativen Erfahrungen berichten. Zum einen wurde von negativen Erfahrungen mit Menschen 

mit einer Geistesbehinderung berichtet sowie über Schwierigkeiten, behindertengerechte 

Wohnungen mit Spezialinstallationen an nichtbehinderte Menschen vermieten zu können. 

Interessanterweise sind aber nur 15.38 % der Wohnungen der befragten Personen nicht 

barrierefrei, was darauf hindeutet, dass sich barrierefreie Wohnungen gut vermieten lassen.  
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63.6 % der Befragten gaben an, dass ihre Organisation über keine Strategie verfügt, dass 

ihre Mieter*innenschaft in Bezug auf unterschiedliche sozioökonomische und soziokultu-

relle Hintergründe divers ist. Bei 57.14 % der Befragten, welche über eine solche Strategie 

verfügen, wird Behinderung als Indikator berücksichtigt. Dies zeigt auf, wie berechtigt und 

wichtig eine Sensibilisierung des Wohnungsmarktes für die Bedürfnisse von Menschen mit 

einer Behinderung ist. Allein diese Projektarbeit konnte hier nur einen kleinen Beitrag leisten 

und eine grösser angelegte Umfrage und Sensibilisierung in der ganzen Schweiz, gestützt 

auf diesen Erkenntnissen, wäre anzustreben. So könnte diese Projektarbeit auch als Pilot-

projekt angesehen und ein Anschlussprojekt initiiert werden, welches auf dieser Arbeit auf-

baut. 

Abschliessend zeigt die Onlineumfrage aber auch die Bereitschaft der Vermieter*innen,  

sich mit dem Thema des selbstbestimmten Wohnens von Menschen mit einer Behinderung 

auseinanderzusetzen und ihren Beitrag zu leisten. Die Mehrheit der Befragten wäre bereit, 

Mietunterlagen in leichter Sprache zur Verfügung zu stellen, die Wohnungsbörse von Pro-

cap zu nutzen oder ein Leitbild, welches Vermietende dazu verpflichtet, diskriminierungsfrei 

zu vermieten, zu unterschreiben. Unterstützt werden dabei Vermieter*innen durch Fach-

stellen wie luniq. Denn 52 % der Teilnehmenden gaben an, dass es einen positiven Einfluss 

auf den Vergabeentscheid der Wohnungen hätte, wenn Mieter*innen mit einer Behinderung 

von einer Fachstelle begleitet würden. Auch würden sie eine Fachstelle aufsuchen, wenn 

Fragen im Zusammenhang mit baulichen Massnahmen oder der Finanzierung auftauchen 

würde. Es bedarf aber unbedingt einer Bekanntmachung geeigneter Fachstellen bei den 

Vermieter*innen, da alle Teilnehmenden der Umfrage nicht wissen, welche Fachstelle sie 

dabei aufsuchen könnten.  

6.3 Ergebnisse Leitfadeninterviews 

Im nachfolgenden Auszug über die Auswertung der Leitfadeninterviews werden die unter-

schiedlichen Kategorien, welche sich aus den thematischen Frageblöcken und den Gesprä-

chen ergaben, kurz beschrieben und mit relevanten Aussagen der Interviewpartner*innen 

ergänzt. Dabei handelt es sich um paraphrasierte Gesprächsinhalte, welche teilweise in 

eine verallgemeinerte Form umgedeutet wurden. Ausserdem findet eine vertiefte Auseinan-

dersetzung mit den Aussagen der Interviewpartner*innen statt und wichtige Erkenntnisse 

werden mit fachlichen und theoretischen Überlegungen in Zusammenhang gebracht.  

Da mit den Leitfadeninterviews nur zwei Vermietende befragt werden konnten, geht es bei 

ihren Aussagen nicht um die Quantität, sondern um die Qualität des Gesagten. Es gehe 

also nicht um Häufigkeiten, wie Vogt und Werner (2014) anmerken, «(…) sondern um die 

Fleur Matson

Fleur Matson

Fleur Matson



Projektbericht  Modul 101/251 Praxisprojekt 

28 
 

subjektive Sichtweise Einzelner, die immer als Expert*innen ihrer Situation verstanden wer-

den (…)» (S. 67).  

Barrierefreie Wohnungen 

Menschen mit einer Behinderung sind in vielen Fällen auf eine barrierefreie Wohnung an-

gewiesen. Sind Wohnungen nicht den Bedürfnissen dieser Menschen entsprechend einge-

richtet, erschwert dies ihren Zugang zum Wohnungsmarkt. Aus diesem Grund wurden Ver-

mietende befragt, was sie unter barrierefreien Wohnungen verstehen und welche Vor- und 

Nachteile barrierefreie Wohnungen ganz grundsätzlich beinhalten. 

«Barrierefreie Wohnungen beinhalten sehr viele bauliche Aspekte wie: keine Absätze, Lift, 

breite Türen, bodenebene Duschen ohne Kabinen, Küchen ohne Touchscreen, gute Be-

leuchtung, einfache Grundrisse, nicht zu viele Ecken und Kanten.» 

Die beiden geführten Interviews zeigten auf, dass die befragten Vermieter*innen mit barri-

erefreien Wohnungen sehr viele bauliche Massnahmen in Verbindung bringen. Eine Inter-

viewpartnerin geht aber bei dem Begriff der Barrierefreiheit noch weiter und bezieht soziale 

Aspekte mit ein. Dabei heisst für sie Barrierefreiheit auch das Eingebundensein von Men-

schen mit einer Behinderung in die Nachbarschaft und das Quartier. Dies entspricht dem 

Inklusionsgedanke der UN-Behindertenrechtskonvention, allen Menschen die uneinge-

schränkte Teilnahme an allen Aktivitäten des Lebens zu ermöglichen. Damit dies gelingt, 

ist auch die Nachbarschaft und die Gesellschaft als Ganzes gefordert. 

Barrierefreie Wohnungen anzubieten, bringt Vor- und Nachteile mit sich. So erkennen beide 

befragten Vermietende den Mehrwert von barrierefreien Wohnungen auch für ältere Men-

schen oder Familien mit Kleinkindern.  

So wird in Zukunft der Bedarf nach barrierefreien Wohnungen steigen, auch weil die Bevöl-

kerung immer älter wird. Es wäre wünschenswert, wenn bereits bei der Planung von Wohn-

raum der Inklusionsgedanke mehr in den Fokus rücken würde. Beispielsweise, dass bereits 

während der Ausbildung von Architekt*innen, Techniker*innen Bauplanung und verwandten 

Berufen Inklusion und selbstbestimmtes Wohnen für Menschen mit einer Behinderung ei-

nen grösseren Stellenwert bekäme. Zudem bedürfte es auch einer Sensibilisierung der 

eben genannten Berufsleute. Dass sich dies als wertvoll erweisen könnte, wird auch durch 

ein interdisziplinäres Forschungsvorhaben im Auftrag des Nationalfondsprojektes 45 be-

legt. So wurde Behindertengerechtigkeit von Architekt*innen, Behörden und Bauherr*innen 

in der Deutschschweiz zwar als sehr wichtig eingestuft. Dies führt aber nicht dazu, dass 

behindertengerechtes Bauen eine grössere Beachtung bekommt. Zudem überschätze ein 
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signifikanter Teil der in der Forschungsarbeit befragten Gruppe an Architekt*innen und Bau-

herr*innen die Kosten für behindertengerechtes Bauen und wussten nicht, dass es bauge-

setzliche Vorschriften zu behindertengerechtem Bauen gibt (Siegrist et al., ohne Datum, S. 

58–61). 

Wirtschaftlichkeit 

Recherchearbeiten der Projektleitung ergaben, dass Immobilien oft Anlageobjekte sind. Es 

geht dabei auch um Profitmaximierung. Die Interviewpartner*innen wurden gefragt, ob sie 

finanzielle Unterstützung für Umbaumassnahmen erhalten, und im Verlauf der Gespräche 

mit ihnen wurde klar, dass Wirtschaftlichkeit ein wichtiger Faktor beim Vermieten von Woh-

nungen an Menschen mit einer Behinderung ist.  

«Auch wenn bspw. eine Wohnbaugenossenschaft gemeinnützig ist, muss sie trotzdem 

auch schwarze Zahlen generieren können.» 

Um Wohnraum gewinnbringend zu vermieten, müssen ökonomische Überlegungen getrof-

fen werden. Darauf wies eine befragte Person mit konkreten Beispielen hin. So gäbe es 

kaum externe finanzielle Unterstützung, um Wohnungen so umzubauen. Unterstützung für 

bauliche Massnahmen gäbe es teilweise durch Organisationen wie z. B. die Pro Infirmis. 

Eine Schwierigkeit dabei sei, dass diese Organisationen aber keine Rückbaupflichten über-

nehmen wollen. Auch gäbe es keine Unterstützung durch den Kanton oder die Gemeinden.  

Die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession und dem dreifachen Mandat verpflichtet, 

kann und sollte sich weiterhin auf politischer Ebene für die konsequente Umsetzung der 

UN-BRK und das BehiG einsetzen. Finanzielle Unterstützung durch Gemeinden oder Kan-

tone für Vermietende, bspw. bei Umbaumassnahmen von Altbauwohnungen, wären mög-

licherweise wirksam. Allein durch eine Deinstitutionalisierung wird Inklusion nicht ermög-

licht.  

Gerechtigkeit  

Wohnungsvermietung sollte, aus Sicht der Sozialen Arbeit und ausgehend vom Gerechtig-

keitsgedanken, diskriminierungsarm erfolgen. Dabei geht es um die Inklusion aller Men-

schen mit Exklusionsrisiken, welche auch auf Menschen mit einer Behinderung zutreffen. 

Die Interviewpartner*innen wurden befragt, ob sie Strategien verfolgen, um eine diverse 

Mieter*innenschaft zu erreichen und ob dabei Behinderung als Indikator berücksichtigt wird. 
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«Das Thema des selbstbestimmten Wohnens für Menschen mit einer Behinderung darf 

nicht dazu führen, dass das Thema Wohnungen für Menschen mit tiefen Einkommen aus-

geblendet wird. Behindertengerecht ist auch immer teuer, es braucht mehr Raum, andere 

Konstruktionen. Neubauten werden teurer. Diese Massnahmen vernichten preisgünstigen 

Wohnraum.» 

Beide Interviewpartner*innen haben sich als Vermietende bereits vor den durchgeführten 

Interviews mit dem Thema Inklusion, Diversität und dem selbstbestimmten Wohnen von 

Menschen mit einer Behinderung auseinandergesetzt.  

Damit ein gerechtes, diskriminierungsarmes Vermieten möglich ist und es zu einer sozialen 

Durchmischung der Wohnungen kommt, brauche es die Beachtung aller Menschen mit Ex-

klusionsrisken, darauf weisen beide Interviewpartner*innen hin. 

Während des Interviews wurde auch Kritik angebracht: Das Thema des selbstbestimmten 

Wohnens für Menschen mit einer Behinderung darf nicht dazu führen, dass das Thema 

Wohnungen für Menschen mit tiefen Einkommen ausgeblendet wird. Behindertengerecht 

sei auch immer teuer, es braucht mehr Raum, andere Konstruktionen. Hier bedürfte es aus 

Sicht der Projektleitung finanzieller Unterstützungsmassnahmen für Vermieter*innen.  

Politik und Gesetzgebung  

Dass Menschen mit einer Behinderung selbstbestimmt wohnen können und sie Zugang 

zum Wohnungsmarkt erhalten, entspricht der UN-Behindertenrechtskonvention und ist zu-

dem auch im BehiG verankert. Wie unzureichend diese umgesetzt werden, zeigen unter-

schiedlichste Stellen auf. So wurde die Schweiz in einem Schattenbericht über die Umset-

zung der Rechte von Menschen mit einer Behinderung stark kritisiert. Der UN-Ausschuss 

für die Rechte von Menschen mit Behinderungen unterzog die Umsetzung der UN-Behin-

dertenrechtskonvention (BRK) in der Schweiz einer Überprüfung. Um den Ausschuss beim 

Erstellen seiner Schlussempfehlungen zu unterstützen, hat Inclusion Handicap, Dachver-

band der Schweizer Behindertenorganisationen, einen Schattenbericht erstellt. So werde 

das Konzept der Inklusion, wie es der BRK zugrunde liegt, weder auf den Ebenen Bund, 

Kantonen und Gemeinden noch bei Behindertenorganisationen und -institutionen umge-

setzt (Hess-Klein & Scheibler, 2022, S. 1).  

Die Interviewpartner*innen kamen von sich aus ebenfalls auf die Politik und die Gesetzge-

bung zu sprechen. 

«Es gab einmal einen Fall, da sollte eine Überbauung entstehen. Gemäss den Bauplänen 

würden es sehr verwinkelte Wohnungen werden. Zum Teil waren Wohnungen mit mehreren 
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Stockwerken vorgesehen. In diesem Fall gab es Einsprachen von Behindertenorganisatio-

nen und die Überbauung konnte so nicht gebaut werden.» 

Dass auch die Politik gefordert ist, wenn es um das selbstbestimmte Wohnen von Men-

schen mit einer Behinderung geht, wurde in den Interviews angemerkt. Die Tatsache, dass 

Menschen mit einer Behinderung einen erschwerten Zugang zum allgemeinen Wohnungs-

markt haben, sei auch der aktuellen Gesetzgebung geschuldet. So würde eine interviewte 

Person es als wichtig erachten, dass alternative Wohnformen ausserhalb von Institutionen 

gefördert werden. Beispielsweise das Wohnen mit IV-Assistenz.  

Erfahrungen  

Die Onlineumfrage, welche vor den Leitfadeninterviews bei 145 Vermieter*innen durchge-

führt wurde, führte zur Erkenntnis, dass es bei der Wohnungsvergabe an Menschen mit 

einer Behinderung zu Herausforderungen kommen kann, insbesondere bei Mietverhältnis-

sen mit Menschen mit einer kognitiven Behinderung. Mit den Interviews wurde gezielt nach-

gefragt, um welche Schwierigkeiten es sich dabei aus Vermieter*innensicht handeln könnte, 

aber auch, welche guten Erfahrungen gemacht wurden. 

«Problem beim Zahlen des Mietzinses von Menschen mit einer Behinderung gibt es nicht. 

Oft sind diese auch verbeiständet und die Zahlung erfolgt über die KESB.» 

Beide interviewten Personen können sich vorstellen, dass es zu Problemen in der Nach-

barschaft kommen könnte, wenn eine Person eine schwere kognitive Beeinträchtigung 

habe. Dies zum Beispiel durch verursachten Lärm, dabei hange es wesentlich davon ab, 

wie gut eine Person mit einer kognitiven Behinderung im Alltag betreut werde.  

Gute Erfahrungen wurden von einer befragten Person beim Bezahlen des Mietzinses ge-

macht. Es kam nie zu Problemen diesbezüglich mit Mieter*innen mit einer Behinderung.  

Beide Interviewpartner*innen betonen, dass sie sich eingeben möchten und sich mit den 

Situationen rund um die Vermietung von Wohnungen an Menschen mit einer Behinderung 

befassen wollen. Dies bedeute einen gewissen zeitlichen Aufwand, der gestemmt werden 

müsse. Gerade als soziale Wohnbaugenossenschaft möchte man auch Unterstützung an-

bieten können.  

Helfer*innensysteme  

Menschen mit einer Behinderung verfügen oftmals über ein grosses Helfer*innensystem. 

Seien dies Verwandte, Bekannte, Behörden oder Fachstellen. Für Vermietende sind diese 

Helfer*innensysteme äussert relevant bei der Vergabe von Wohnungen an Menschen mit 
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einer Behinderung, dies zeigte die Interviewauswertung. In einigen Fällen sind auch Sozi-

alarbeitende in das Helfer*innensystem eingebunden (zum Beispiel die KESB, Assistenz-

personen, Sozialdienste). 

«Das Allerwichtigste ist eine kompetente Betreuungsperson, unabhängig, ob diese aus dem 

Verwandtenkreis, eine Behörde oder einer sonstigen Fachstelle kommt. Sie sollte sich mit 

dem Mietwesen auskennen und Ansprechperson sein und unterstützend wirken, wenn es 

zu Schwierigkeiten während des Mietverhältnisses kommt.» 

Dass das Helfer*innensystem von Menschen mit einer Behinderung bei einem Mietverhält-

nis eine tragende und bedeutsame Rolle spielt, erachtet die Projektleitung als eine wichtige 

Kernaussage. Ein möglichst kleines solches System stellt für Vermietende eine Erleichte-

rung dar. Eine gute Betreuung der Mieter*innen mit einer Behinderung sei essenziell.  

Erwartungen und Bedürfnisse  

Vermieter*innen wurden aufgefordert, ihre Erwartungen und Bedürfnisse zu kommunizie-

ren, damit ausfindig gemacht werden konnte, was diese brauchen, um vermehrt Wohnun-

gen an Menschen mit einer Behinderung zu vermieten. 

«Als Vermietende wird geschätzt, wenn sich Betreuungsperson und zukünftige Mieter*in 

schon vor einer Wohnungsbesichtigung gut absprechen, wer für was zuständig ist. Als Ver-

mieter*in möchte ich wissen, wer die bevollmächtigte Person ist und mit wem ich was zu 

regeln habe.» 

Beide Interviewpartner*innen lieferten ähnliche Antworten, welche wichtige Hinweise ga-

ben, wie auch Mieter*innen mit einer Behinderung dazu beigetragen können, dass sie bes-

seren Zugang zum Wohnungsmarkt erhalten. Insbesondere schätzen die befragten Ver-

mieter*innen ein kleines Helfer*innennetz sowie Offenheit. Mieter*innen mit einer Behinde-

rung sollten nachvollziehen können, dass vielleicht andere Mieter*innen oder Personen der 

Verwaltung allenfalls noch keine Erfahrungen haben mit Menschen mit einer Behinderung. 

Dass zum Beispiel Fragen gestellt werden dürfen, ob und wie geholfen werden kann, wel-

che Erwartungen gegenüber der Vermietenden bestehen etc.  

Diese Anliegen von Vermietenden sind aus Sicht der Projektleitung ernstzunehmend und 

sollten von Fachstellen, Behörden und auch von Menschen mit einer Behinderung beachtet 

werden. Hier liegen auch Handlungsmöglichkeiten für Sozialarbeitende, welche in das  

Helfer*innensystem von Menschen mit einer Behinderung eingebunden sind. Sei dies, weil 

sie z. B. bei der KESB, als Assistenzperson, bei einem Sozialdienst oder einem Projekt wie 
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luniq tätig sind. Mit diesem Wissen können Sozialarbeitende auf Vermieter*innen zugehen 

und ihnen verlässliche Ansprechperson sein.  

Sensibilisierung 

Die Projektleitung hatte den Auftrag, Vermietende für die Bedürfnisse von Menschen mit 

einer Behinderung zu sensibilisieren. Um die Wirkung des Projektes daraufhin zu überprü-

fen, ob tatsächlich eine Sensibilisierung stattgefunden hat, wurden die Interviewpartner*in-

nen dazu befragt. 

«Auch wenn bereits sensibilisiert für diese Thematik, muss eingestanden werden, dass erst 

durch die Befragung viele Gedanken aufgekommen sind. Mit dieser Befragung ist ein erster 

Schritt zur Sensibilisierung gemacht worden.» 

Beide Interviewpartner*innen sagten, dass die durchgeführte Onlinebefragung und die Leit-

fadeninterviews eine sensibilisierende Wirkung auf Vermieter*innen haben. Eine grösser 

angelegte Onlineumfrage sowie weitere Interviews mit Vermieter*innen werden von der 

Projektleitung deshalb als sinnvoll erachtet. 

7 Evaluation und Sicherung der Nachhaltigkeit  

Während und nach der Umsetzungsphase des Entwicklungsprojektes wurde dieses nach 

bestimmten Kriterien durch die Projektleitung evaluiert. Im Kapitel 7 wird ausserdem auf die 

Nachhaltigkeit dieses Projektes eingegangen. 

7.1 Kriterien und Methoden 

Die Evaluation der Zielerreichung, der Methodenwahl, des eigenen professionellen Han-

delns sowie die Planung und Umsetzung nach Abschluss des Projektes orientiert sich an 

den fünf Fragen nach Maja Heiner (Heiner, 1994, S. 135; zit. in Stadelmann, 2021, S. 10).  

1. Wirklichkeit: Was wurde effektiv erreicht? 

2. Wünschbarkeit: Was wäre noch wünschenswerter? 

3. Wirksamkeit: Wie nahe sind wir den Zielen gekommen? 

4. Wirtschaftlichkeit: Mit welchem Aufwand wurde das Ergebnis erreicht? 

5. Verträglichkeit: Gab es (un-)erwünschte Nebenwirkungen?  
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Für die Evaluation der Zusammenarbeit wurde die Fünf-Finger-Methode (Staatsinstitut für 

Schulqualität und Bildungsforschung München, ohne Datum, S. 24–25) eingesetzt, mit dem 

Fokus auf die Lernprozesse und persönliche Entwicklung innerhalb der Zusammenarbeit. 

 

Abbildung 5: Feedback-Hand (Quelle: LMZ Baden-Württemberg, ohne Datum) 

7.2 Evaluation der Ziele 

Alle Teilziele dienen dem Hauptziel: Einerseits eine Sensibilisierung des Wohnungsmarktes 

in der Stadt und Agglomeration Luzern für die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung. 

Andererseits sollen Vermietende eigene Anliegen und Bedürfnisse, Bedenken und Wider-

stände darlegen können, wenn es um die Vermietung von Wohnungen an Menschen mit 

einer Behinderung geht.  

7.2.1 Teilziel 1 

Es steht eine Liste von Anbietenden des Luzerner Wohnungsmarktes zur Verfügung, wel-

che für die quantitative und qualitative Befragung verwendet werden kann. 

Wirklichkeit: Erreicht wurde eine Liste mit den wichtigsten Anbietenden auf dem Wohnungs-

markt der Stadt und Agglomeration Luzern. Insgesamt konnten rund 145 Anbietende ge-

funden werden, welche der Projektleitung relevant erschienen.  
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Wünschbarkeit: Noch mehr Anbietende wäre wünschenswert gewesen, aus Zeitgründen 

wurde die Suche aber nicht weitergeführt. Die Projektleitung hatte eine sehr dichte Ablau-

forganisation und war gewillt, diesen Zeitplan einzuhalten, um nicht in Verzug zu geraten. 

Auch wäre es wünschenswert gewesen, mehr Versicherungen, Banken und Pensionskas-

sen ausfindig zu machen, die über ein grosses Portfolio an Wohnungen verfügen. Dies 

gestaltete sich aufgrund unzureichender Kenntnisse der Projektleitung bezüglich Woh-

nungsmärkte als sehr herausfordernd. Auf Wunsch der Auftraggebenden wurden auch 

Wohn(bau)genossenschaften in die Liste aufgenommen.  

Wirksamkeit: Das Teilziel wurde erreicht.  

Wirtschaftlichkeit: Das Teilziel 1 wurde ressourcenschonend erreicht. Der Aufwand um-

fasste jene Stunden, welche dafür geplant waren.  

Verträglichkeit: Beim Erreichen des Teilziels 1 kam es zu keinen unerwünschten Nebenwir-

kungen. Die Projektleitung hat sich, als erwünschte Nebenwirkung, neues Wissen über den 

Wohnungsmarkt aneignen können.  

7.2.2 Teilziel 2 

Mindestens ein Best-Practice-Beispiel aus Deutschland oder Österreich ist ermittelt. 

Wirklichkeit: Effektiv wurde ein Best-Practice-Beispiel aus Berlin gefunden. Dieses konnte 

in die quantitative Onlineumfrage eingebunden werden und in die Handlungsempfehlungen 

für die auftraggebende Organisation miteinfliessen.  

Wünschbarkeit: Mehr Best-Practice-Beispiele wären wünschenswerter gewesen. Auch war 

es Ziel der Projektleitung, mindestens ein Beispiel auch aus Österreich zu haben.  

Wirksamkeit: Wir haben unser Ziel um ein Beispiel verpasst, da aber das ausgewählte Best-

Practice-Beispiel aus Berlin für die Projektleitung sehr wertvoll war, ist das Ziel erreicht 

worden.  

Wirtschaftlichkeit: Die Suche nach Best-Practice-Beispielen hat viele Zeitressourcen bean-

sprucht. Weil die Projektleitung bis Mitte April die ersten Umfragen versenden wollte, um 

genügend Rücklaufzeit zu haben, wurde die Suche eingestellt, bevor die Projektleitung 

noch ein zweites Beispiel gefunden hatte.  

Verträglichkeit: Eine erwünschte Nebenwirkung der Recherchephase war die sensibilisie-

rende Wirkung auf das Projektteam für die Herausforderungen zum selbstbestimmten Woh-

nen, welchen sich Menschen mit einer Behinderung in der Schweiz sowie in umliegenden 

Ländern stellen. 
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7.2.3 Teilziel 3 

Es wurden quantitative und qualitative Befragungen bei den Wohnungsanbietenden durch-

geführt und die erhobenen Daten sind ausgewertet. 

Wirklichkeit: Die quantitative Onlineumfrage und die qualitativen Leitfadeninterviews wur-

den durchgeführt und haben zu wichtigen Erkenntnissen geführt.  

Wünschbarkeit: Mehr Zeit für die Auswertung der Leitfadeninterviews wäre wünschenswert 

gewesen.  

Wirksamkeit: Die Daten konnten ausgewertet und in Handlungsempfehlungen für den Ver-

ein luniq einfliessen. Das Ziel wurde erreicht.  

Wirtschaftlichkeit: Das Erstellen der Onlineumfrage, der Leitfadeninterviews sowie der 

Rücklauf und die Auswertung brauchte viel Zeit. Aus diesem Grund wurde auf eine Tran-

skription der Leitfadeninterviews verzichtet.  

Verträglichkeit: Als erwünschte Nebenwirkung konnte sich die Projektleitung erstmals ver-

tieft mit dem Erstellen und Auswerten von Umfragen und Interviews auseinandersetzen, 

dies führte zu einem grossen Kompetenzzuwachs.  

7.2.4 Teilziel 4  

Nachbefragungen bei den Leitfadeninterviewpartner*innen sind durchgeführt und ausge-

wertet. 

Das Erreichen des Teilziels 4 kann nicht evaluiert werden, da auf dieses während der Um-

setzung verzichtet wurde. Die auftraggebende Organisation wie auch die Projektleitung er-

achtete eine Nachbefragung nicht als zielführend und gewinnbringend und beschloss die-

ses Teilziel wegzulassen. Mit der Onlineumfrage und den Leitfadeninterviews konnten be-

reits genügend Daten und Erkenntnisse gesammelt werden.  

7.2.5 Teilziel 5  

luniq kennt die Ergebnisse der Bedürfniserhebung seitens der Wohnungsanbietenden. 

Wirklichkeit: Dem Verein luniq konnten die Ergebnisse, Handlungsempfehlungen und Ideen 

für weitere Sensibilisierungsmassnahmen übergeben werden. 

Wünschbarkeit: Das Projekt hätte in einem grösseren Rahmen mit mehr zur Verfügung ge-

stellten Ressourcen noch umfänglicher umgesetzt werden können.  
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Wirksamkeit: Das Projekt war als ein Entwicklungsprojekt geplant, mit dem Auftrag zum 

Abschluss der Projektarbeit dem Verein luniq ein Produkt übergeben zu können. Dies ist 

mit den Handlungsempfehlungen, den Erkenntnissen und Ideen für weitere Sensibilisie-

rungsmassnahmen gelungen.  

Wirtschaftlichkeit: Die Ergebnisse der Bedürfniserhebung konnten mit verhältnismässigen 

Ressourcen und mit den dafür eingeplanten Stunden verarbeitet und an luniq überreicht 

werden. 

Verträglichkeit: Es kam weder zu erwünschten noch zu unerwünschten Nebenwirkungen.  

Die Evaluation des eigenen professionellen Handelns, der Methodenwahl sowie der Pla-

nung und Umsetzung wird nachfolgend reflektiert und orientiert sich ebenfalls an den fünf 

Fragen nach Maja Heiner (Heiner, 1994, S. 135; zit. in Stadelmann, 2021, S. 10). 

7.3 Evaluation des eigenen professionellen Handelns 

Das eigene Handeln während der Projektarbeit soll professionell sein. Es war wichtig, dass 

sich die Projektleitung gleichzeitig in unterschiedlichen Rollen zurechtfand und identifizieren 

konnte. Einerseits als Studierende der Sozialen Arbeit, andererseits in einer operativen 

Führungsfunktion. Als Studierende der Sozialen Arbeit war das Handeln mit Theorien ver-

knüpft und fachlich begründet. In der Führungsrolle trug die Projektleitung eine grosse Ver-

antwortung für dieses Projekt (vgl. Kapitel 4, Tabelle 4: Rollen, Aufgaben, Kompetenzen, 

Pflichten der Beteiligten).  

Wirklichkeit: Das Projektleitungsteam hat seine Aufgaben und seine Verantwortung wahr-

genommen und Theoriebezüge während der Projektumsetzung herstellen können. 

Wünschbarkeit: Der Projektbericht war auf eine bestimmte Anzahl Zeichen durch die Hoch-

schule Luzern beschränkt worden. Ein erweiterter und vertiefter Theoriebezug wäre wün-

schenswert gewesen, musste aber aufgrund der vorgegebenen Zeichenzahl weggelassen 

werden.  

Wirksamkeit: Die Projektleitung hat ihre Ziele bezüglich des eigenen professionellen Han-

delns erreicht. Sie wurde von der auftraggebenden Organisation wie auch von den Inter-

viewpartner*innen als kompetent wahrgenommen. 

Wirtschaftlichkeit: Dies kann nicht adäquat beantwortet werden. 

Verträglichkeit: Eine erwünschte Nebenwirkung war, dass die Projektleitung sich mit ihrer 

Berufsidentität auseinandergesetzt hat.  
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7.4 Evaluation der Methodenwahl  

Dieser Projektarbeit liegen unterschiedliche Methoden zu Grunde, welche im Anschluss 

daraufhin überprüft werden, ob die gewählten Methoden zielführend waren. 

Wirklichkeit: Die Erhebungsmethoden haben die gewünschten Ergebnisse und Erkennt-

nisse gebracht.  

Wünschbarkeit: Die Evaluationsmethoden waren nicht nur treffend gewählt. Die 5 Fragen 

nach Maja Heiner haben sich vor allem für die Evaluation der Ziele geeignet. Für die Eva-

luation des eigenen professionellen Handelns wäre eine andere Methode wünschenswert 

gewesen.  

Wirksamkeit: Die Ziele der Projektarbeit konnten mit den gewählten Methoden erreicht wer-

den.  

Wirtschaftlichkeit: Die gewählten Methoden beanspruchten mehrheitlich die dafür geplan-

ten Ressourcen bei der Anwendung.  

Verträglichkeit: Als erwünschte Nebenwirkung sammelte die Projektleitung Erfahrungen mit 

den unterschiedlichen Methoden und in der empirischen Sozialforschung. Eine uner-

wünschte Nebenwirkung war, dass die Auswertungsmethode der Leitfadeninterviews zu 

Beginn sehr herausfordernd war und teilweise die Kompetenzen der Projektleitung über-

schritt. Erst eine ausführliche Literaturrecherche brachte das nötige Wissen, damit die Aus-

wertung erfolgen konnte.  

7.5 Evaluation der Planung und Umsetzung  

Das Projekt wurde zwischen September 2021 und Dezember 2021 anhand einer Projekt-

skizze geplant. Dabei war unvorhersehbar, ob das Projekt wie beabsichtigt umgesetzt wer-

den konnte. 

Wirksamkeit: Im September 2022 konnte das Projekt abgeschlossen werden. 

Wünschbarkeit: Mehr Zeit für das Projekt, um neu entstandenen Ideen während der Um-

setzungsphase nachgehen zu können, wäre wünschenswert gewesen.  

Wirksamkeit: Die Projektplanung im Vorfeld zeigte sich als realistisch und die Umsetzung 

verlief grösstenteils wie beabsichtigt.  
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Wirtschaftlichkeit: Die Projektplanung wurde sehr detailliert vorgenommen, was sich als hilf-

reich für die Umsetzung erwies. Es ist der Projektleitung gelungen, das Projekt mit den zur 

Verfügung gestanden Ressourcen umzusetzen.  

Verträglichkeit: Es kam zu keinen unerwünschten Nebenwirkungen. Eine gewünschte Ne-

benwirkung war, dass es der Projektleitung gelungen war, trotz eines sehr dichten Zeitplans 

immer wieder die nötige Motivation zu finden, um über einen langen Zeitraum an diesem 

Projekt zu arbeiten.  

7.6 Evaluation der Lernprozesse und Entwicklung während der Zusammenar-
beit 

Das Projektleitungsteam hat sich über den gesamten Zeitraum der Projektumsetzung wei-

terentwickelt und Lernerfahrungen gemacht. Die Sozial- und Selbstkompetenz konnte ge-

stärkt werden. So wurden andere, aber auch die eigene Arbeitsweise immer wieder hinter-

fragt, reflektiert und akzeptiert. Eine offene und transparente Kommunikation wurde geübt. 

Dies wird als Gewinn betrachtet.  

Besser wählen können hätte die Projektleitung den sehr regelmässigen Austausch unterei-

nander. Oft fanden die Treffen per Zoom statt. Treffen vor Ort, physisch, haben sich immer 

als sehr wertvoll erwiesen und es hätten mehr davon stattfinden können. Die Wohnorte des 

Projektleitungsteams lagen weit auseinander. Daran fand niemand einen grossen Gefallen, 

ein kurzfristiges Treffen war so nicht möglich und es brauchte immer eine Vorausplanung 

für physische Treffen.  

Mitnehmen kann die Projektleitung gegenseitige Wertschätzung und ein gewachsenes Ver-

trauen in die Zusammenarbeit. Zu kurz kam manchmal der entspannte und nicht leistungs-

orientierte Austausch. Durch den Umfang des Projektes, dem Zeitplan und sonstige Ver-

pflichtungen blieb dies insbesondere in den hochbelastenden Projektphasen etwas im Hin-

tergrund.  

7.7 Nachhaltige Verankerung des Projektes 

Die Nachhaltigkeit des Projektes ist einerseits mit der Veröffentlichung des Projektberichts 

in der Mediathek der Hochschule Luzern Soziale Arbeit gesichert und andererseits können 

die Erkenntnisse über die Best-Practice-Beispiele sowie aus der Bedarfs- und Bedürfniser-

hebung des Luzerner Wohnungsmarktes auf andere Regionen in der Schweiz adaptiert 

werden. Auch wurde für zukünftige Studierende und für den Verein luniq eine ideale Aus-

gangslage geschaffen, damit weitere Projekte in diesem Bereich initiiert werden können. 

Zusammen mit diesem Projektbericht konnten Handlungsempfehlungen, weiterführende 
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Projekt- und Sensibilisierungsideen an die Auftraggebenden überreicht werden. Ausserdem 

setzt sich die Projektleitung in den Schlussfolgerungen und Perspektiven damit auseinan-

der, wie selbstbestimmtes Wohnen noch besser gelingen könnte. 

8 Schlussfolgerungen und Perspektiven  

Die Vision, welche diesem Projekt die Ausrichtung gab, lautete wie folgt:  

Die Vision ist vom Leitgedanken der Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonven-

tion geprägt: 

Kein Mensch soll aufgrund der Art oder der Schwere seiner Behinderung von den allgemei-

nen gesellschaftlichen Angeboten ausgeschlossen werden. Wünschenswert ist eine inklu-

sive Gesellschaft. Der Zustand soll sein, dass Menschen mit Behinderung die Möglichkeit 

erhalten, selbstbestimmt zu wohnen und einen besseren Zugang zum Wohnungsmarkt er-

halten.  

Dass der Weg zur Inklusion im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention noch ein langer 

sein wird, zeigt diese Projektarbeit auf.  

Die Onlineumfrage und die Leitfadeninterviews haben aber auch aufgezeigt, dass sich die 

Mehrheit der Vermieter*innen mit Diversität und dem selbstbestimmten Wohnen von Men-

schen mit einer Behinderung auseinandersetzt. Wichtige Erkenntnisse, insbesondere dass 

verlässliche und kleine Helfer*innensysteme und wirtschaftliche Überlegungen eine grosse 

Bedeutung beim Zugang von Menschen mit einer Behinderung zum Wohnungsmarkt ha-

ben, konnten gewonnen werden. Zudem ist eine Sensibilisierung des Wohnungsmarktes 

im Rahmen dieser Projektarbeit gelungen. 

Ein Leitbild, wie jenes der Berliner Fachstelle gegen Diskriminierung auf dem Wohnungs-

markt, erachtet die Projektleitung als sehr wünschenswert für die Stadt und Agglomeration 

Luzern sowie für jeden weiteren Kanton in der Schweiz. Die Projektleitung empfiehlt des-

halb dem Verein lunig, ein solches Leitbild in ähnlicher Weise zu entwickeln oder in Auftrag 

zu geben. Zudem erscheint es der Projektleitung als sinnvoll, dabei Vermieter*innen, Städte 

und Gemeinden bei der Entwicklung miteinzubeziehen.  

Ausserdem könnte diese Projektarbeit grösser angelegt und schweizweit durchgeführt wer-

den. So könnten viel mehr Vermieter*innen angesprochen und sensibilisiert werden.  

Die Projektleitung empfiehlt luniq zudem, Fachstellen, welche Menschen mit einer Behin-

derung auf dem Weg zum selbstbestimmten Wohnen unterstützen und begleiten, bei Ver-

mieter*innen bekanntzumachen.   

Fleur Matson
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Anhang A: Projektzeitplan 
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Anhang B: Liste der Wohnungsanbietenden 
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Anhang C: Leitsätze Leitbild Berlin 
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Anhang D: Anschreiben Onlinebefragung per E-Mail 
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Anhang E: Fragebogen mit den Antworten der Online-Umfrage 
 

1 - Aus welcher Perspektive beantworten Sie diesen Fragebogen? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Bank 0.00 0 

Bau 3.33 1 

Behörde 0.00 0 

Genossenschaft 33.33 10 

Immobilienverwaltung 46.67 14 

Pensionskasse 0.00 0 

Privatperson (ich verwalte meine Wohnungen privat) 3.33 1 

Verband 6.67 2 

Versicherung 3.33 1 

Andere 3.33 1 
 
Andere • Immobilienentwicklung und -Vermarktung 

 

2 - Wie viele Wohnungen vermieten Sie in der Stadt und Agglomeration Luzern? 

(Agglomeration Luzern: Horw, Kriens, Ebikon, Meggen, Adligenswil) 

Antworten (Aufsteigend sortiert nach Grösse) 

11 

19 

20 

35 

60 

80 

100 
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100 

100 

115 

140 

147 

150 

151 

238 

240 

250 

300 

340 

400 

800 

1800 

2100 

4000 

Total ca. 11‘700 Wohnungen 
 

3 - Wo publizieren Sie Ihre Wohnungsinserate? (Mehrfachauswahl möglich) 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Eigene Website 34.33 23 

Online Wohnungsportale 34.33 23 

Persönliche Netzwerke «Mund-zu-Mund» 11.94 8 

Social Media 7.46 5 

Zeitungsinserate/Zeitschriften 7.46 5 

Andere 4.48 3 
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Andere • 3x Newsletter als Antwort 
 

4 - Welche online Wohnungsportale nutzen Sie? 

 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Newhome 28.07 16 

homegate.ch 22.81 13 

immoscout24.ch 17.54 10 

flatfox.ch 5.26 3 

home.ch 5.26 3 

Comparis.ch 3.51 2 

iCasa 3.51 2 

immostreet.ch 3.51 2 

urbanhome.ch 3.51 2 

Weitere Wohnungsportale 3.51 2 

anibis.ch 1.75 1 

Tutti.ch 1.75 1 

Betterhomes 0 0 

immowelt.ch 0 0 

Ron Orp 0 0 
 

Weitere Wohnungsportale • Internes Tool 
• Facebook, Linkedin 
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5 - Nach welchen Vergabekriterien wählen Sie Mieter*innen aus? (Mehrfachauswahl mög-

lich) 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Integrationsfähigkeit Nachbarschaft 22.37 17 

Persönliche Empfehlung 11.84 9 

Referenzen 26.32 20 

Zahlungsfähigkeit 28.95 22 

Weitere Vergabekriterien 10.53 8 
 

Weitere Vergabekriterien 

Haushaltsgrösse, Einkommen 

Diverse weitere Vergabekriterien 

Bereit in der Genossenschaft mitzuarbeiten 

Genossenschafterinnen und Genossenschafter haben Vorrang 

Divers 

Nach unseren Vorschriften zur Wohnungszuteilung (eigenes Reglement). Massgebend 
ist Dauer der Mitgliedschaft. 

 

6 - Werden Mieter*innen regelmässig zu ihrer Zufriedenheit befragt? 
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Option Prozent Anzahl 

Ja 30.77 8 

Nein 69.23 18 
 

Barrierefreiheit und Vermietung von Wohnungen an Menschen mit einer Behinde-
rung 

7 - Wie viele Ihrer Mietwohnungen sind barrierefrei? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Keine 15.38 4 

Wenige 34.62 9 

ca. ein Viertel (25%) 15.38 4 

ca. die Hälfte (50%) 19.23 5 

ca. drei Viertel (75%) 7.69 2 

Alle 7.69 2 
 

8 - Weisen Sie bei den Wohnungsinseraten darauf hin, dass es sich um barrierefreie Woh-

nungen handelt? 
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Option Prozent Anzahl 

Ja 41.67 10 

Nein 58.33 14 
 

9 - Vermieten Sie aktuell Wohnungen an Menschen mit einer Behinderung? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 66.67 16 

Nein 33.33 8 
 

10 - Welche Erfahrungen haben Sie damit gemacht? 

Antworten 

Neutral, keine grossen Unterschiede zu Mietern ohne Behinderung  

Positiv  

Spezielle bauliche Anpassungen (autom. Türöffner, Haltegriffe, Duschsitze etc.) sind 
sehr schwierig weiterzugeben, da eine Wohnung kaum nahtlos an Personen mit den-
selben Bedürfnissen weitergegeben werden können und Personen ohne Behinderung 
mieten keine Wohnungen mit solchen Spezialinstallationen.  

wir haben durchwegs gute Erfahrungen gemacht  

Mit körperlich behinderten gute, mit geistig behinderten, schlechte.  

Durchaus positive  

Kann ich leider nicht beantworten, da die Vermietung über die Verwaltung läuft.  

Unsere Wohnungen sind nicht barrierefrei, also nicht zugänglich für Menschen mit ei-
nem Rollstuhl oder Rollator. Für alle anderen Menschen mit einer Beeinträchtigung sind 
alle unsere Wohnungen und auch unsere Umgebung sehr gut zugänglich  
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Das nachträgliche Ausrüsten der Wohnungen / Häuser mit entsprechenden Hilfsmitteln 
(automatische Türsöffnung, Haltegriffe etc.) ist ein zeitaufwändiger Prozess. Es stellt 
sich laufend heraus, dass die betreffenden Liegenschaften nicht so barrierefrei sind wie 
gedacht: Schwere Eingangstüren, kleine Nasszellen, schmale Türen usw.  

Teilweise gute und teilweise schlechte.  
11 - Könnte es einen positiven Einfluss auf Ihren Vergabeentscheid haben, wenn Men-

schen mit einer Behinderung von einer externen Stelle wie beispielsweise luniq begleitet 

würden? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 52.00 13 

Nein 48.00 12 
 

Inklusion und leichte Sprache 

12 - Können Sie sich vorstellen, dass Sie oder Ihre Organisation zukünftig relevante Un-

terlagen für Mieter*innen in leichter Sprache zur Verfügung stellen, z.B. Hausordnung…? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 47.83 11 

Nein 43.48 10 

Unterlagen gibt es schon in leichter Sprache 8.70 2 
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13 - Gibt es in ihrer Organisation eine Strategie, dass die Mieter*innenschaft divers ist in 

Bezug auf unterschiedliche Lebensumstände, Alter oder kulturelle Hintergründe? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 36.36 8 

Nein 63.64 14 
 

14 - Wird Behinderung als Indikator berücksichtigt? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 57.14 4 

Nein 42.86 3 
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15 - Wie schätzen Sie die Zahlungsfähigkeit von Menschen mit einer Behinderung ein? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Gering 0.00 0 

Eher gering 25.00 6 

Eher hoch 20.83 5 

Hoch 4.17 1 

Keine Antwort 50.00 12 
 

Procap 

17 - Können Sie sich zukünftig vorstellen, das Wohnungsportal von Procap zu nutzen, um 

barrierefreie Wohnungen auszuschreiben? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 65.22 15 

Nein 34.78 8 

Wir nutzen das Wohnungsportal von Procap bereits 0.00 0 
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18 - Können Sie sich vorstellen, die Bewerbungsfristen zu verlängern, damit auch Bewer-

bungen von Menschen berücksichtigt werden können, die aufgrund ihrer Behinderung 

mehr Zeit brauchen, um die Bewerbungsunterlagen zusammenzustellen oder Abklärun-

gen zu tätigen? 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 39.13 9 

Nein 60.87 14 
 

Beseitigung von Exklusionsrisiken 

19 - Angenommen, es gäbe in der Stadt und Agglomeration Luzern ein solches Leitbild, 

wären Sie bereit ein solches zu unterzeichnen? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 60.87 14 

Nein 39.13 9 
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20 - Wären Sie bereit, an der Erarbeitung eines solchen Leitbilds mitzuwirken? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 42.86 6 

Nein 42.86 6 

Vielleicht 14.29 2 
 

21 - Würden Sie eine Fachstelle aufsuchen, wenn Fragen im Zusammenhang mit der Ver-

mietung an Menschen mit einer Behinderung auftauchen? Z.B. Fragen zu baulichen Mas-

snahmen, Finanzierung... 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 73.91 17 

Nein 26.09 6 
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22 - Wenn Fragen im Zusammenhang mit der Vermietung auftauchen, wissen Sie, welche 

Fachstelle Sie dabei unterstützen könnte? 

 

 

 

 

 

Option Prozent Anzahl 

Ja 21.74 5 

Nein 78.26 18 
 

23 - Um welche Fachstelle handelt es sich dabei? 

Antworten 

Mieter:innenverband, Wohnbaugenossenschaften Schweiz/Verband der gemeinnützi-
gen Wohnbauträger  

Procap, Pro Infirmis, Traversa, ... je nach Behinderung und Vernetzung der Mieter-
schaft.  

luniq  

HBLU  
 

Persönliche Interviews 

24 - Wären Sie bereit an einem Leitfadeninterview teilzunehmen? 

Dauer ca. 1 Stunde 

Zeitraum zwischen Mai - Juni 2022 

Durchführungsort vor Ort bei Ihnen, online oder an der Hochschule Luzern - Soziale Ar-
beit 

Option Prozent Anzahl 

Ja 14.29 3 

Nein 85.71 18 
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Anhang F: Fragen Leitfadeninterview 
 

Person _______________________________________ 

Zeit _______________________________________ 

Ort _______________________________________ 

Raum _______________________________________ 

Einleitung 

• Alle Ihre Antworten und Daten werden vertraulich behandelt und anonymisiert dar-

gestellt im Projektbericht.  

• Das Interview wird auf Tonband aufgezeichnet, damit anschliessend Ihre Antwor-

ten teiltranskribiert und ausgewertet werden können. Die Tonbandaufnahme wer-

den nach der Auswertungsphase auf allen Medien unwiderruflich gelöscht. 

• Die Dauer des Leitfadeninterviews beträgt ca. eine Stunde. 

Thema 

Selbstbestimmt in einem Quartier mitten in der Gesellschaft in den eigenen vier Wänden 

wohnen und leben ist für viele Menschen eine Selbstverständlichkeit. Für Menschen mit 

Behinderung soll dies ebenfalls selbstverständlich sein. Damit betroffene Menschen selbst-

bestimmt in einer eigenen Wohnung leben können, müssen sie eine geeignete Wohnung 

finden. 

Durch die Online-Umfrage konnten bereits wichtige Erkenntnisse gewonnen werden. Mit 

dem Leitfadeninterview soll mittels Vertiefungsfragen erfasst werden, inwiefern sich Anbie-

tende von Mietwohnungen mit dem Thema des selbstbestimmten Wohnens für Menschen 

mit Behinderung auseinandersetzen und wie der Zugang zum Wohnungsmarkt für be-

troffene Menschen verbessert werden kann. 

Rahel Sutter und Tobias Bienz führen das Projekt im Auftrag des Vereins luniq und im Rah-

men ihrer Bachelor-Ausbildung an der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit (HSLU) durch. 

Der Verein luniq unterstützt Menschen mit Behinderung, welche bisher neben der Institution 

keine Wahlmöglichkeit hatten, damit sie in eigenen Wohnungen so leben können, wie sie 

das möchten. Als Anlaufstelle begleitet luniq betroffene Menschen auf ihrem Weg zum 

selbstbestimmten Wohnen. 
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Einstiegsfragen 

1. Können Sie in wenigen Sätzen Ihre Organisation beschreiben? 

 

• Nachfrage: Wie viele Wohnungen vermieten Sie im Raum Luzern 

• Stadt und in der Agglomeration? 

 

2. Welche Gründe haben Sie dazu bewogen, an diesem Interview teilzunehmen? 

 

• Nachfrage: Welchen (persönlichen) Bezug zum Themen Inklusion, Behinderung 

und/oder Barrierefreiheit haben Sie, falls Sie einen Bezug dazu haben? 

 

Kern- und Leitfragen 

3. Was ging Ihnen durch den Kopf, als Sie sich mit der Online-Befragung und dem 

Thema auseinandergesetzt haben? 

Wohnungsmarkt 

4. Was kommt Ihnen in den Sinn, wenn Sie an barrierefreie Mietwohnung denken? 

 

• Nachfrage: Welche Vorteile haben barrierefreie Wohnungen? 

• Welche Nachteile haben barrierefreie Wohnungen? 

• Wie müsste Ihrer Meinung nach barrierefreier Wohnraum gefördert werden? 

• Wie werden Sie auf kantonaler und kommunaler Ebene unterstützt beim Vermie-

ten ihrer Wohnungen? 

Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung 

5. Welche Vorstellungen haben Sie vom selbstbestimmten Wohnen von Menschen mit 

einer Behinderung? 

 

6. Welches Bild haben Sie von Menschen mit einer Behinderung? 

 

• Nachfrage: Welche Erfahrungen haben dieses Bild und diese Annahmen geprägt? 

• Wie stellen Sie sich vor, dass eine betroffene Person mit einer körperlichen und 

kognitiven Beeinträchtigung wohnt? 

• Was glauben Sie, wie Menschen mit einer Behinderung wohnen möchten? 

• Welche Erfahrungen haben Sie mit Menschen mit einer Behinderung gemacht? 



Projektbericht  Modul 101/251 Praxisprojekt 

69 
 

7. Woran könnte es Ihrer Meinung nach liegen, dass Vermietende bei unserer Online-

Befragung angegeben haben, dass sie schlechte Erfahrungen mit kognitiv (geistig) 

beeinträchtigten Menschen gemacht haben? 

Bedürfnisse und Erwartungen 

8. Was könnte hilfreich sein für Sie, damit Vermieter*innen mehr Wohnungen an Men-

schen mit einer Behinderung vermieten würden? 

Diversität 

9. Welche Strategie verfolgen Sie in Bezug auf eine diverse Mieter*innenschaft? 

 

• Nachfrage: Wird Behinderung als Indikator berücksichtigt? Weshalb ja / weshalb 

nein? 

 

Abschlussfragen 

10. Welche Wünsche haben Sie in Bezug auf Wohnungsvermietung an Menschen mit ei-

ner Behinderung? 

 

• Wo könnte die Soziale Arbeit unterstützen? 

 

11. Welche Wünsche hätten Sie an luniq? 

 

12. Von einer Skala von 1 (nicht sensibilisiert) bis 5 (stark sensibilisiert), wie haben die 

Online-Umfrage und das Interview Sie für die Thematik des selbstbestimmten Woh-

nens für Menschen mit Behinderung sensibilisiert? 

 

13. Wurde ein relevanter Themenbereich aus Ihrer Sicht nicht angesprochen? 

 

Feedbackrunde 

14. Was möchten Sie uns noch mitteilen? 

 

15. Versenden Sie einen Newsletter, in dem luniq einmal einen Beitrag publizieren 

könnte?  
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Anhang G: Kategorien Leitfadeninterview 
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Anhang H: Bericht Auswertung Leitfadeninterviews 

Bericht über die Auswertung der Leitfadeninterviews 

Im nachfolgenden Bericht über die Auswertung der Leitfadeninterviews werden die unter-

schiedlichen Kategorien, welche sich aus den thematischen Frageblöcken und den Gesprä-

chen ergaben, kurz beschrieben und mit relevanten Aussagen der Interviewpartner*in-
nen ergänzt. Dabei handelt es sich um paraphrasierte Gesprächsinhalte, welche teilweise 

in eine verallgemeinerte Form umgedeutet wurden. Ausserdem findet eine vertiefte Ausei-

nandersetzung mit den Aussagen der Interviewpartner*innen statt und wichtige Erkennt-

nisse werden mit fachlichen und theoretischen Überlegungen in Zusammenhang gebracht.  

Da mit den Leitfadeninterviews nur zwei Vermietende befragt werden konnten, geht es bei 

ihren Aussagen nicht um die Quantität, sondern um die Qualität des Gesagten. Es gehe 

also nicht um Häufigkeiten, wie Vogt und Werner (2014) anmerken, «(…) sondern um die 

subjektive Sichtweise Einzelner, die immer als Expert*innen ihrer Situation verstanden wer-

den (…)» (S. 67).  

Barrierefreie Wohnungen 

Menschen mit einer Behinderung sind in vielen Fällen auf eine barrierefreie Wohnung an-

gewiesen. Sind Wohnungen nicht den Bedürfnissen dieser Menschen entsprechend einge-

richtet, erschwert dies ihren Zugang zum Wohnungsmarkt. Auch zeigten Recherchen der 

Projektleitung auf, dass Vermieter*innen, bzw. Hausbesitzer*innen, nicht immer die Bereit-

schaft haben, Altbauwohnungen barrierefrei umzubauen oder bereits bei der Planung von 

Neubauten die UN-Behindertenrechtskonvention sowie das BehiG nicht konsequent umge-

setzt wird. Aus diesen eben genannten Gründen wurden Vermietende befragt, was sie unter 

barrierefreien Wohnungen verstehen, und ausserdem wurden sie befragt, welche Vor- und 

Nachteile barrierefreie Wohnungen ganz grundsätzlich beinhalten. 

«Barrierefreie Wohnungen beinhalten sehr viele bauliche Aspekte wie: keine Ab-

sätze, Lift, breite Türen, bodenebene Duschen ohne Kabinen, Küchen ohne Touch-
screen, gute Beleuchtung, einfache Grundrisse, nicht zu viele Ecken und Kanten.» 

«Barrierefreie Wohnungen dienen dazu, dass Menschen mit einer körperlichen Ein-
schränkung selbstbestimmt wohnen können. Hauptsächlich geht es dabei um bauli-
che Massnahmen. Aber auch die «Software» ist wichtig. Also, wenn Menschen mit 
einer körperlichen oder psychischen Beeinträchtigung eine Wohnung beziehen, 
dann ist ebenso das Umfeld wichtig, die sozialen Aspekte.» 
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«Grundsätzlich bringen barrierefreie Wohnungen keine Nachteile. Neubauten sind 

oftmals sehr «schön» und «dezent» barrierefrei gestaltet.» 

«Hindernislose Wohnungen sind ein Vorteil, weil diese auch für Menschen mit Kin-
dern von Vorteil sind. Nachteile sind die baulichen Massnahmen, welche bei Men-
schen ohne Behinderung nicht so beliebt sind. Behindertengerechte Wohnungen 
können nur schwer an Menschen ohne Behinderung vermietet werden. Es ist für 
diese Menschen oft zu offensichtlich und zu unangenehm, in einer hindernisfreien 
Wohnung zu leben.» 

Die beiden geführten Interviews zeigten auf, dass die befragten Vermieter*innen mit barri-

erefreien Wohnungen sehr viele bauliche Massnahmen in Verbindung bringen und ganz 

grundsätzlich beim Vermieten von Wohnungen an Menschen mit Behinderung auch an bar-

rierefreie Wohnungen denken. Eine Interviewpartnerin geht aber bei dem Begriff der Barri-

erefreiheit noch weiter und bezieht soziale Aspekte mit ein. Dabei heisst für sie Barrierefrei-

heit auch das Eingebundensein von Menschen mit einer Behinderung in die Nachbarschaft 

und das Quartier. Dies entspricht dem Inklusionsgedanke der UN-Behindertenrechtskon-

vention, allen Menschen die uneingeschränkte Teilnahme an allen Aktivitäten des Lebens 

zu ermöglichen. Damit dies gelingt, ist auch die Nachbarschaft und die Gesellschaft als 

Ganzes gefordert, indem Menschen mit einer Behinderung in das Quartier, in das Wohn-

haus, in die Nachbarschaft eingebunden werden. 

Barrierefreie Wohnungen anzubieten, bringt Vor- und Nachteile mit sich. So erkennen beide 

befragten Vermietende den Mehrwert von barrierefreien Wohnungen auch für ältere Men-

schen oder Familien mit Kleinkindern. Ein*e Vermieter*in weist auf den Nachteil hin, dass 

sich aber barrierefreie Wohnungen für eine grosse Anzahl Mieter*innen ohne Behinderung 

nur schwer vermieten lassen. Sie führt dazu zwei Gründe auf: Zum einen gäbe es Mieter*in-

nen, die sagen, sie wollen Menschen mit Behinderung nicht die Wohnung wegnehmen, zum 

anderen jene Mieter*innen, die sich am visuellen Hinweis in ihrer Wohnung auf eine barri-

erefreie Wohnung stören. Deshalb sei es aus ihrer Sicht als Vermietende nicht sinnvoll, alle 

Wohnungen hindernisfrei zu gestalten. 

Dabei hätte bspw. der Ausbau von Wohnungen, welche sich für Menschen mit einer Behin-

derung eigenen würden, Vorteile für die gesamte Gesellschaft. So wird in Zukunft der Be-

darf nach barrierefreien Wohnungen steigen, auch weil die Bevölkerung immer älter wird. 

Es wäre wünschenswert, wenn bereits bei der Planung von Wohnraum der Inklusionsge-

danke mehr in den Fokus rücken würde. Beispielsweise, dass bereits während der Ausbil-

dung von Architekt*innen, Techniker*innen Bauplanung und verwandten Berufen Inklusion 
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und selbstbestimmtes Wohnen für Menschen mit einer Behinderung einen grösseren Stel-

lenwert bekäme. Zudem bedürfte es auch einer Sensibilisierung der eben genannten Be-

rufsleute. Insbesondere an einer Hochschule Luzern, welche sowohl Fachpersonen in So-

zialer Arbeit wie auch in Technik und Architektur ausbildet, wäre eine Zusammenarbeit die-

ser beiden Departemente möglicherweise wertvoll. Dass sich dies als wertvoll erweisen 

könnte, wird auch durch ein interdisziplinäres Forschungsvorhaben im Auftrag des Natio-

nalfondsprojektes 45 belegt. So wurde Behindertengerechtigkeit von Architekt*innen, Be-

hörden und Bauherr*innen in der Deutschschweiz zwar als sehr wichtig eingestuft. Auch ist 

Informationsmaterial zu behindertengerechtem Bauen vorhanden und für die relevanten 

Akteur*innen zugänglich. Dies führt aber nicht dazu, dass behindertengerechtes Bauen 

eine grössere Beachtung bekommt. Zudem überschätze ein signifikanter Teil der in der 

Forschungsarbeit befragten Gruppe an Architekt*innen und Bauherr*innen die Kosten für 

behindertengerechtes Bauen und wusste nicht, dass es baugesetzliche Vorschriften zu be-

hindertengerechtem Bauen gibt (Siegrist et al., ohne Datum, S. 58–61). 

Wirtschaftlichkeit 

Recherchearbeiten der Projektleitung ergaben, dass Immobilien oft Anlageobjekte sind. Es 

geht dabei auch um Profitmaximierung und Wirtschaftlichkeit. Die Interviewpartner*innen 

wurden gefragt, ob sie finanzielle Unterstützung für Umbaumassnahmen erhalten, und im 

Verlauf der Gespräche mit ihnen wurde klar, dass Wirtschaftlichkeit ein wichtiger Faktor 

beim Vermieten von Wohnungen an Menschen mit einer Behinderung ist. Dabei sind nicht 

nur Umbaumassnahmen von Bedeutung.  

«Finanzielle Unterstützung für bauliche Massnahmen gibt es teilweise durch Pro In-
firmis, diese Organisation will aber keine Rückbaupflichten übernehmen. D. h., wenn 
eine Wohnung behindertengerecht umgebaut wird, müssen Vermietende davon aus-
gehen können, dass die Mieter*innenschaft konstant ist. Sie sind auf Mieter*innen 
mit einer Behinderung angewiesen, damit es nicht zu einem Rückbau kommt. Die 
Kosten für den Rückbau müssten Vermietende selbst tragen.» 

«Auch wenn bspw. eine Wohnbaugenossenschaft gemeinnützig ist, muss sie trotz-

dem auch schwarze Zahlen generieren können.» 

«Es gibt keine finanzielle Unterstützung durch den Kanton oder die Gemeinde, auch 
nicht für einzelne Umbauprojekte. Erschwerend kommen die energetischen Sanie-
rungen hinzu, welche auch mit Kosten verbunden sind. Ökologisches Bauen und 
Umbauen und dazu noch behindertengerechtes Bauen und Umbauen ist nicht mehr 
finanzierbar.» 
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Um Wohnraum gewinnbringend zu vermieten, müssen ökonomische Überlegungen getrof-

fen werden. Darauf wies eine befragte Person mit konkreten Beispielen hin. So gäbe es 

kaum externe finanzielle Unterstützung, um Wohnungen so umzubauen, dass sie je nach 

Behinderung auch für diese Menschen bewohnbar wären. Finanzielle Unterstützung für 

bauliche Massnahmen gäbe es teilweise durch Organisationen wie z. B. Pro Infirmis. Eine 

Schwierigkeit dabei sei, dass diese Organisationen aber keine Rückbaupflichten überneh-

men wollen. D. h., wenn eine Wohnung behindertengerecht umgebaut würde, müsse davon 

ausgegangen werden können, dass die Mieter*innen diese auch brauchen und konstant in 

der Wohnung verbleiben. Es entstehe dann ein Druck, Mieter*innen mit einer Behinderung 

zu gewinnen, damit es nicht zu einem Rückbau kommt. Denn das müssten Vermietende 

auf eigene Kosten tun. Auch wenn die befragte Person in einer gemeinnützigen Genossen-

schaft tätig ist, sei auch ihre Organisation darauf angewiesen, schwarze Zahlen generieren 

zu können. Auch gäbe es keine Unterstützung durch den Kanton oder die Gemeinden.  

Nebst diesen Herausforderungen kämen auch noch weitere, kostenpflichtige Auflagen auf 

Vermieter*innen zu und eine befragte Person verweist auf die energetischen Sanierungen, 

welche mit hohen Kosten verbunden sind. Ökologisches Bauen und Umbauen, dazu noch 

behindertengerechtes Bauen und Umbauen sei für die befragte Vermieter*in irgendwann 

nicht mehr finanzierbar. Ebenfalls wurde in beiden Interviews das Helfer*innensystem von 

Menschen mit einer Behinderung angesprochen und darauf hingewiesen, dass es eine 

Wichtigkeit hat, dass dieses Helfer*innensystem so klein wie möglich ist. Eine interviewte 

Person konnte benennen, warum dies für sie als Vermieter*in so wichtig sei. So sei bei 

einem grossen Helfer*innensystem die Kommunikation erschwert und der Aufwand einfach 

zu gross und dies könnte dazu führen, dass es sich für Vermieter*innen finanziell nicht 

lohnt, Menschen mit einer Behinderung in die Mieter*innenschaft aufzunehmen. 

Die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession und dem dreifachen Mandat verpflichtet, 

kann und sollte sich weiterhin auf politischer Ebene für die konsequente Umsetzung der 

UN-BRK und das BehiG einsetzen. Auch sollte gefordert werden, dass der erschwerte Zu-

gang zum allgemeinen Wohnungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung auf die politi-

sche Agenda kommt. Finanzielle Unterstützung durch Gemeinden oder Kantone für Ver-

mietende, bspw. bei Umbaumassnahmen von Altbauwohnungen, wären möglicherweise 

wirksam. Alleine durch eine Deinstitutionalisierung wird die Inklusion nicht ermöglicht.  

Gerechtigkeit  

Wohnungsvermietung sollte, aus Sicht der Sozialen Arbeit und ausgehend vom Gerechtig-

keitsgedanken, diskriminierungsarm erfolgen. Dabei geht es um die Inklusion aller Men-

schen mit Exklusionsrisiken, welche auch auf Menschen mit einer Behinderung zutreffen. 
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Die Interviewpartner*innen wurden befragt, ob sie Strategien verfolgen, um eine diverse 

Mieter*innenschaft zu erreichen, und ob dabei Behinderung als Indikator berücksichtigt 

wird. 

«Um einer diversen Mieter*innenschaft gerecht zu werden, sind einige Wohnungen 
barrierefrei ausgerüstet, andere nicht.» 

«Nicht immer haben Menschen mit einer Behinderung Vorrang bei der Wohnungs-
vergabe, auch nicht bei den barrierefreien Wohnungen. Eine Spezialbehandlung für 
Menschen mit einer Behinderung ist nicht das Ziel, allen Menschen soll Zugang zu 
Wohnungen ermöglicht werden.»  

«Das Thema des selbstbestimmten Wohnens für Menschen mit einer Behinderung 

darf nicht dazu führen, dass das Thema Wohnungen für Menschen mit tiefen Einkom-
men ausgeblendet wird. Behindertengerecht ist auch immer teuer, es braucht mehr 
Raum, andere Konstruktionen. Neubauten werden teurer. Diese Massnahmen ver-
nichtet preisgünstigen Wohnraum.» 

«Bei Neubauten ist der Fall klar, diese müssen behindertengerecht sein, bei Altbau-
ten sind teure, bauliche Anpassungen nicht sinnvoll. Inklusion ist wichtig und richtig, 
da, wo es den Preisrahmen nicht sprengt. Es soll aber nicht überbewertet werden. 
Der Wohnungsmarkt kann etwas bieten, aber nicht alles, da sonst eine andere An-
spruchsgruppe benachteiligt wird.» 

«Es gibt ein Leitbild, welches beschreibt, dass eine soziale Durchmischung wichtig 
ist, jedoch nicht zwingend in Bezug auf Menschen mit einer Behinderung.» 

Beide Interviewpartner*innen haben sich als Vermietende bereits vor den durchgeführten 

Interviews mit dem Thema Inklusion, Diversität und dem selbstbestimmten Wohnen von 

Menschen mit einer Behinderung auseinandergesetzt.  

Damit ein gerechtes, diskriminierungsarmes Vermieten möglich ist und es zu einer sozialen 

Durchmischung der Wohnungen kommt, brauche es die Beachtung aller Menschen mit Ex-

klusionsrisken, darauf weisen beide Interviewpartner*innen hin. 

Gerechtigkeit hebt eine Interviewpartnerin besonders hervor und macht darauf aufmerk-

sam, dass nicht nur Menschen mit einer Behinderung erschwerten Zugang zum Wohnungs-

markt haben. Nicht immer hätten Menschen mit einer Behinderung Vorrang bei der Woh-

nungsvergabe, auch nicht bei den barrierefreien Wohnungen. Es werden verschiedenste 

Anspruchsgruppen abgedeckt und das ist nicht für alle immer leicht zu akzeptieren.  
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Während des Interviews wurde auch Kritik angebracht: Das Thema des selbstbestimmten 

Wohnens für Menschen mit einer Behinderung darf nicht dazu führen, dass das Thema 

Wohnungen für Menschen mit tiefen Einkommen ausgeblendet wird. Behindertengerecht 

sei auch immer teuer, es braucht mehr Raum, andere Konstruktionen. Neubauten werden 

teurer. Hier bedürfte es aus Sicht der Projektleitung finanzielle Unterstützungsmassnahmen 

für Vermieter*innen.  

Politik und Gesetzgebung  

Dass Menschen mit einer Behinderung selbstbestimmt wohnen können und sie Zugang 

zum Wohnungsmarkt erhalten, entspricht der UN-Behindertenrechtskonvention und ist zu-

dem auch im BehiG verankert. Wie unzureichend diese umgesetzt werden, zeigen unter-

schiedlichste Stellen auf. So wurde die Schweiz in einem Schattenbericht über die Umset-

zung der Rechte von Menschen mit einer Behinderung stark kritisiert. Der UN-Ausschuss 

für die Rechte von Menschen mit Behinderungen unterzog die Umsetzung der UN-Behin-

dertenrechtskonvention (BRK) in der Schweiz einer Überprüfung. Um den Ausschuss beim 

Erstellen seiner Schlussempfehlungen zu unterstützen, hat Inclusion Handicap, Dachver-

band der Schweizer Behindertenorganisationen, einen Schattenbericht erstellt. So werde 

das Konzept der Inklusion, wie es der BRK zugrunde liegt, weder auf den Ebenen Bund, 

Kantone und Gemeinden noch bei Behindertenorganisationen und -institutionen umgesetzt. 

Auch der Bereich Wohnen wird kritisiert. So sei das Schweizer System anstatt auf die Er-

möglichung eines selbstbestimmten Lebens (Art. 19 BRK) auf institutionelle Wohnformen 

ausgerichtet. Unterstützungsleistungen für ein selbständiges Wohnen reichen nicht aus, 

auch bestehen grosse Schwierigkeiten beim Zugang zum Assistenzbeitrag der IV (Hess-

Klein & Scheibler, 2022, S. 1).  

Der Bericht verweist auf die Ausgangslage und die problematische Situation auf dem Woh-

nungsmarkt für Menschen mit einer Behinderung: «Ein Leben in der Gemeinschaft mit glei-

chen Wahlmöglichkeiten bleibt ihnen verwehrt; ihre Wahl des Wohnsitzes und der Wohn-

form ist eingeschränkt» (Hess-Klein & Scheibler, 2022, S. 5). 

Die Interviewpartner*innen kamen von sich aus ebenfalls auf die Politik, die Gesetzgebung 

und den Schattenbericht von Inclusion Handicap zu sprechen. 

«Der Anteil von Menschen mit einer Behinderung, die selbstbestimmt wohnen will, 
ist klein im Vergleich zu Menschen mit tiefen Einkommen, die sich nur günstigen 
Wohnraum leisten können. Das ist eine unpopuläre Aussage, welche auch Politi-
ker*innen nicht gerne machen, da «Unterstützung für alle» viel mehr Anklang findet. 
In der Realität kann aber nicht alles realisiert werden, was wünschenswert wäre.» 
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«Es gab einmal einen Fall, da sollte eine Überbauung entstehen mit 20 oder mehr 

Wohnungen. Gemäss den Bauplänen würden es sehr verwinkelte Wohnungen wer-
den. Zum Teil waren Wohnungen mit mehreren Stockwerken vorgesehen. In diesem 
Fall gab es Einsprachen von Behindertenorganisationen und die Überbauung konnte 
so nicht gebaut werden. Natürlich verunmöglicht dieses Vorgehen eine gewisse In-
dividualität und vielleicht hätte man mit der Eigentümerschaft sprechen können, 
dass beispielsweise eine oder zwei Wohnungen barrierefrei sein sollten. Aber ver-
mutlich wurde dieser Thematik so lange keine Beachtung geschenkt, dass sich die 
Behindertenorganisationen jetzt mit radikalen Mitteln wehren müssen.» 

Dass auch die Politik gefordert ist, wenn es um das selbstbestimmte Wohnen von Men-

schen mit einer Behinderung geht, wurde in den Interviews angemerkt. Dass Menschen mit 

einer Behinderung einen erschwerten Zugang zum allgemeinen Wohnungsmarkt haben, 

sei auch der aktuellen Gesetzgebung geschuldet. So würde eine interviewte Person es als 

wichtig erachten, dass alternative Wohnformen ausserhalb von Institutionen gefördert wer-

den. Beispielsweise das Wohnen mit IV-Assistenz. Eine Idee wäre auch, damit genügend 

barrierefreier Wohnraum vorhanden sei, dies mit gesetzlich festgelegten Quoten zu errei-

chen und dass diese Wohnungen dann primär nur an Menschen mit einer Behinderung 

vermietet werden dürften. Und dieser Gesetzesartikel würde so lange Gültigkeit haben, bis 

eine gewisse Leerstandsquote unter den barrierefreien Wohnungen besteht. Einfach so 

passiert sonst vermutlich nichts. 

Die andere interviewte Person erwähnt zudem den Anteil von Menschen mit tiefen Einkom-

men, welchem auch gerecht werden müsste. Der Anteil von Menschen mit einer Behinde-

rung, der selbstbestimmt wohnen will, sei klein im Vergleich zum Anteil von Menschen mit 

tiefen Einkommen, die sich nur günstigen Wohnraum leisten können. Dies sei aber eine 

unpopuläre Aussage, welche auch Politiker*innen nicht gerne machen. Zudem verfügten 

Menschen mit einer Behinderung über eine grosse Lobby. Menschen, welche von Armut 

betroffen sind, verfügten nicht über eine solche Lobby. 

Eine interviewte Person hat ein politisches Amt inne und war mit Procap auf einer Tour 

durch die Schweiz im Zusammenhang mit dem bereits erwähnten Schattenbericht über die 

Analyse zum Stand der Umsetzung der UNO-BRK aus Sicht der Behindertenorganisatio-

nen, welcher zeigt, dass vieles auf kantonaler und kommunaler Ebene passieren müsste, 

wie es im Gesetz verankert wäre. Es wurden zwar auf nationaler Ebene Gesetze verab-

schiedet, jedoch zeigt sich, dass eigentlich in vielen Bereichen die Hoheit des Umsetzungs-

rechts bei den Kantonen und den Gemeinden liegt. Teilweise scheitern vorhandene Ge-
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setze auch an den Baubewilligungen, welche unkorrekt ausgestellt würden. Die Bewusst-

seinsförderung müsse beispielsweise auch bei der Administration der Bauämter, welche 

die Baubewilligungen ausstellen, passieren.  

Erfahrungen  

Die Onlineumfrage, welche vor den Leitfadeninterviews bei 145 Vermieter*innen durchge-

führt wurde, führte zur Erkenntnis, dass es bei der Wohnungsvergabe an Menschen mit 

einer Behinderung zu Herausforderungen kommen kann. So war eine Rückmeldung, dass 

es insbesondere bei Mietverhältnissen mit Menschen mit einer kognitiven Behinderung zu 

Problemen kam. Mit den Interviews wurde gezielt nachgefragt, um welche Schwierigkeiten 

es sich dabei aus Vermieter*innensicht handeln könnte, aber auch, welche guten Erfahrun-

gen gemacht wurden. 

«Aus Sicht als Vermieter*in sind Menschen mit einer körperlichen Behinderung ein-
facher in der Handhabung als Menschen mit einer kognitiven Behinderung. Alle ad-
ministrativen Arbeiten und Pflichten können Menschen mit einer körperlichen Behin-
derung eher wahrnehmen und erfüllen. Manchmal braucht es eine direkte und zügige 
Kommunikation mit den Mieter*innen (bspw. bei einem Wasserschaden) und diese 
direkte Kommunikation ist teilweise mit Menschen mit einer kognitiven Behinderung 
sehr erschwert oder nicht möglich. Zudem hängt es sicher wesentlich davon ab, wie 
gut Menschen mit einer kognitiven Behinderung betreut sind.» 

«Es wurden unterschiedliche Erfahrungen gemacht mit Mieter*innen mit einer kogni-
tiven Behinderung. Einige halten sich sehr gut an die Hausordnung und sind sozial 
angepasst, bei anderen musste eine Wohnungskündigung ausgesprochen werden, 
weil es u. a. zu psychotischen Anfällen gekommen ist, verbunden mit Lärm. Für die 
Nachbarschaft war dies nicht mehr tragbar.» 

«Problem beim Zahlen des Mietzinses von Menschen mit einer Behinderung gibt es 
nicht. Oft sind diese auch verbeiständet und die Zahlung erfolgt über die KESB.» 

«Um Fragen, bezogen auf eine Behinderung und darauf, was dies für das Mietver-
hältnis bedeutet, zu klären, muss man sich mit der Situation befassen und sich ein-

geben. Das bedeutet auch einen gewissen zeitlichen Aufwand, der gestemmt werden 
muss. Als soziale Wohnbaugenossenschaft möchte man dieser Person auch persön-
lich helfen und dieser Person bei der Evaluation geeigneter Anlaufstellen Unterstüt-
zung anbieten.» 
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Beide interviewten Personen können sich vorstellen, dass es zu Problemen in der Nach-

barschaft kommen könnte, wenn eine Person eine schwere kognitive Beeinträchtigung 

habe. Dies zum Beispiel durch verursachten Lärm, dabei hange es wesentlich davon ab, 

wie gut eine Person mit einer kognitiven Behinderung im Alltag betreut werde.  

Ausserdem wurde die Vermutung geäussert, dass es für Vermieter*innen mit wenig Erfah-

rung und wenig Wohnungen eine grosse Hürde gebe, Wohnungen an Menschen mit einer 

kognitiven Behinderung zu vermieten. Es sei unberechenbar, gerade dann, wenn unklar 

sei, wo angerufen und Unterstützung eingefordert werden könne, wenn etwas passiert. 

Auch seien mit der neuen KESB-Verordnung die Eingriffsmöglichkeiten der Beiständ*innen 

sehr viel kleiner geworden. Als Vermietende heisst das dann, wenn es zu massiven Stö-

rungen in der Nachbarschaft kommt, die Mieter*innen aufzufordern die Polizei hinzuzuzie-

hen. Zudem kann der Nachbarschaft nicht zugemutet werden, dass es mehrmals pro Jahr 

zu extremen Störungen der Ruhe kommt. 

Gute Erfahrungen wurden von einer befragten Person beim Bezahlen des Mietzinses ge-

macht. Es kam nie zu Problemen diesbezüglich mit Mieter*innen mit einer Behinderung. Oft 

sind diese auch verbeiständet und die Zahlung erfolgt über die KESB. 

Die andere befragte Person kann von einem herausfordernden Mietverhältnis berichten, wo 

es auch zu Zahlungsschwierigkeiten kam. Es handelte sich um ein Mietverhältnis mit einer 

Person mit einer psychischen Beeinträchtigung. Das haben die Nachbar*innen teilweise 

sehr im Umgang mit dieser Person gefordert. Als Vermietende war die Herausforderung, 

eine Lösung zu finden, da der Mietzins plötzlich nicht mehr bezahlt werden konnte. Schluss-

endlich sei aus ökonomischer Sicht wichtig, dass die Mietzinsen bezahlt werden, damit wie-

der Investitionen in die zu vermietenden Objekte getragen werden können.  

Beide Interviewpartner*innen betonen aber auch, dass sie sich eingeben möchten und sich 

mit den Situationen rund um die Vermietung von Wohnungen an Menschen mit einer Be-

hinderung befassen wollen. Dies bedeute einen gewissen zeitlichen Aufwand, der ge-

stemmt werden müsse. Gerade als soziale Wohnbaugenossenschaft möchte man auch 

Unterstützung anbieten können.  

Wenn es um Schwierigkeiten geht bei Mietverhältnissen mit Menschen mit einer Behinde-

rung, sagte eine befragte Person, dass es wohl auch um die Grundsatzfrage geht, was 

unsere Gesellschaft tragen will.  

Eine befragte Person formulierte, dass ihnen glückliche und langfristige Mieter*innen wich-

tig seien. Dies sei nur möglich, wenn eine Person auch mit ihrer Behinderung und den län-

gerfristigen körperlichen oder kognitiven Einschränkungen in einer Wohnung verbleiben 
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kann. Das ist auch im Sinne der Menschen mit einer Behinderung. Die Erfahrung zeigte, 

dass diese Menschen Veränderungen im Leben, wie bspw. Umzüge, nicht unbedingt mö-

gen. Auch führt ein gezwungener Umzug, weil die Wohnung vielleicht nicht mehr geeignet 

ist, oft zu einem schnelleren körperlichen Zerfall. 

Helfer*innensysteme  

Menschen mit einer Behinderung verfügen oftmals über ein grosses Helfer*innensystem. 

Seien dies Verwandte, Bekannte, Behörden oder Fachstellen. Für Vermietende sind diese 

Helfer*innensysteme äussert relevant bei der Vergabe von Wohnungen an Menschen mit 

einer Behinderung, dies zeigte die Interviewauswertung. In einigen Fällen sind auch Sozi-

alarbeitende in das Helfer*innensystem eingebunden (zum Beispiel die KESB, Assistenz-

personen, Sozialdienste). 

«Der Beteiligtenkreis soll am liebsten sehr klein sein. Dies ist das einfachste Modell, 
einfach mit den Mieter*innen selbst zu schauen, was es braucht, und im Falle von 
Menschen mit einer Behinderung auch mit der Begleitperson. Eine solche ist in den 
meisten Fällen involviert. Gute Betreuung für Menschen mit einer Behinderung ist 
essenziell.» 

«Bei der Wohnungsbesichtigung ist eine Begleitperson meistens anwesend, was 
sehr hilfreich ist. Dabei spielt besonders die Beziehung zwischen dem Menschen mit 
Behinderung und deren Hilfsperson eine Rolle. Folgende Fragen sind relevant: Übt 

die Betreuungsperson Druck aus, ist die Beziehung antagonistisch (was problema-
tisch ist) oder ist die Beziehung förderlich und hilfreich.» 

«Wenn die KESB involviert ist, laufen administrative Aufgaben dann meistens über 
die Beistandschaft ab. Grundsätzlich wird geschätzt, wenn Beiständ*innen involviert 
sind, denn diese können eingreifen, wenn es beispielweise zu Problemen bei der Ein-
haltung von Hausordnungen kommt.» 

«Das Allerwichtigste ist eine kompetente Betreuungsperson, unabhängig, ob diese 
aus dem Verwandtenkreis, einer Behörde oder einer sonstigen Fachstelle kommt. Sie 
sollte sich mit dem Mietwesen auskennen, Ansprechperson sein und unterstützend 

wirken, wenn es zu Schwierigkeiten während des Mietverhältnisses kommt.» 

«Mehr als eine Betreuungsperson verkompliziert die Kommunikation.» 

Dass das Helfer*innensystem von Menschen mit einer Behinderung bei einem Mietverhält-

nis eine tragende und bedeutsame Rolle spielt, erachtet die Projektleitung als eine wichtige 
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Kernaussage. Ein möglichst kleines Helfer*innensystem stellt für Vermietende eine Erleich-

terung dar. Dies vereinfache viele Abläufe. Zudem sei fast in allen Fällen ein solches Hel-

fer*innensystem vorhanden. Eine gute Betreuung der Mieter*innen mit einer Behinderung 

sei essenziell.  

Bei der Wohnungsbesichtigung sei eine Begleitperson meistens anwesend, was eine be-

fragte Person sehr hilfreich findet und schätzt. Dabei achte sie besonders auf die Beziehung 

zwischen dem Menschen mit Behinderung und deren Hilfsperson. Hier spielen folgende 

Fragen eine Rolle: Übt die Betreuungsperson Druck aus, ist die Beziehung antagonistisch 

(was als problematisch bewertet wird) oder ist die Beziehung förderlich und hilfreich. Die 

administrativen Angelegenheiten eines Mietverhältnisses werden meistens mit der anwe-

senden Betreuungsperson erledigt. Wenn die Person mit einer Behinderung aber fähig ist, 

die administrativen Aufgaben selbst zu erledigen, so werde dies unterstützt und die Unter-

lagen dem oder der Mieter*in direkt zugeschickt. Wenn die KESB involviert ist, läuft dies 

dann meistens über die Beistandschaft. Grundsätzlich werde es geschätzt, wenn Bei-

ständ*innen involviert sind, denn diese können eingreifen, wenn es beispielweise zu Prob-

lemen bei der Einhaltung der Hausordnung kommt. 

Erwartungen und Bedürfnisse  

Vermieter*innen wurden aufgefordert, ihre Erwartungen und Bedürfnisse zu kommunizie-

ren, damit ausfindig gemacht werden konnte, was diese brauchen, um vermehrt Wohnun-

gen an Menschen mit einer Behinderung zu vermieten. 

«Ein wichtiger Punkt ist die Art der Beistandschaft. Ist diese hilfreich oder nicht hilf-
reich, bezogen auf das Mietverhältnis. Nur wenn das Verhältnis funktioniert, ist es 
hilfreich. Auch wichtig ist, dass Mieter*innen mit einer Behinderung bereit und fähig 
sind, sich Ordnungen zu unterwerfen.» 

«Als Vermietende wird geschätzt, wenn sich Betreuungsperson und zukünftige Mie-
ter*in schon vor einer Wohnungsbesichtigung gut absprechen, wer für was zustän-
dig ist. Als Vermieter*in möchte ich wissen, wer die bevollmächtigte Person ist und 
mit wem ich was zu regeln habe.» 

«Die Kommunikation noch vor Beginn des Mietverhältnisses ist enorm wichtig, sonst 
haben wir plötzlich Menschen in Wohnungen, die nicht ihren Bedürfnissen entspre-
chen und das ist für alle Beteiligten dann eine ungute Situation.» 

«Teilweise machen wir kleinere Umbauten und Anpassungen, die nicht komplett hin-
dernislos, aber dennoch für viele Menschen mit einer Behinderung ausreichend sind. 
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Genau deshalb auch ist es so wichtig, dass die Menschen vor Beginn des Mietver-

hältnisses sagen, was sie brauchen und wir daraufhin angemessen entscheiden kön-
nen. Dabei soll auch längerfristig gedacht werden. Was braucht ein Mensch heute 
und was braucht er in 10 Jahren? Wir schätzen längerfristige Mietverhältnisse. Ge-
rade bei körperlichen Behinderungen kann dies eine Rolle spielen (Nimmt die Ein-
schränkung sogar noch zu mit den Jahren? Ist diese Wohnung auch in 10 Jahren 
noch für mich geeignet?).» 

«Konkrete Wünsche z. B. an luniq habe ich nicht. Jedoch empfehle ich, dass sich der 
Verein luniq bei den grossen Verwaltungen mit vielen Mietwohnungen nachhaltig als 
Partner*in verankern kann. So könnte vielleicht ein wertvolles Netzwerk für luniq ent-

stehen. Und der Verein luniq wäre ein Ansprechpartner für diese Organisationen, wo 
Fragen in diesem Zusammenhang gestellt werden können.» 

Beide Interviewpartner*innen lieferten ähnliche Antworten, welche wichtige Hinweise ga-

ben, wie auch Mieter*innen mit einer Behinderung dazu beigetragen können, dass sie 

selbstbestimmt wohnen können und besseren Zugang zum Wohnungsmarkt erhalten. Ins-

besondere schätzen die befragten Vermieter*innen ein kleines Helfer*innennetz und dass 

dieses gut funktioniert, bezogen auf alle Aufgaben, welche das Mietverhältnis bestreffen. 

Das vereinfacht die Abläufe und die Kommunikation. Das Allerwichtigste sei eine kompe-

tente Betreuungsperson, unabhängig, ob diese aus dem Verwandtenkreis komme, eine Be-

hörde oder eine sonstige Fachstelle sei. Sie sollte sich mit dem Mietwesen auskennen, 

Ansprechperson sein und unterstützend wirken, wenn es zu Schwierigkeiten während des 

Mietverhältnisses kommt. 

Auch wichtig ist einer befragten Person, dass Mieter*innen mit einer Behinderung bereit 

und fähig sind, sich Ordnungen zu unterwerfen. Zudem wünscht sich diese Person, dass 

sich das Helfer*innennetz (Betreuungsperson, Beistandschaft usw.) und zukünftige Mie-

ter*in schon vor einer Wohnungsbesichtigung gut absprechen, wer für was zuständig ist. 

Vermieter*innen möchten Klarheit darüber haben, wer die bevollmächtigte Person ist und 

mit wem was zu regeln sei.  

Ausserdem wurde von beiden Interviewpartner*innen geäussert, wie wichtig ihnen auch der 

Umgang mit einer Behinderung sei. Sei dies der Umgang der betroffenen Person selbst mit 

ihrer Behinderung oder der Umgang seitens der Vermietenden und Nachbar*innen mit der 

Behinderung. Es stehe und falle ein mögliches Mietverhältnis damit, wie Menschen mit ei-

ner Behinderung tatsächlich auch akzeptieren, dass sie eine Behinderung haben und auch 

realistisch einschätzen können, was möglich und was nicht möglich ist, bezogen auf das 
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Wohnen. Es sei hilfreich, wenn die Menschen klar kommunizieren können, was sie brau-

chen und als Vermietende abgeschätzt werden könne, was angeboten werden kann und 

was nicht. Die Kommunikation noch vor Beginn des Mietverhältnisses sei enorm wichtig, 

sonst seien plötzlich Menschen in Wohnungen, welche nicht ihren Bedürfnissen entspre-

chen, und das ist für alle Beteiligten keine gute Situation. Dabei soll auch längerfristig ge-

dacht werden, was braucht ein Mensch heute und was braucht er in 10 Jahren? Längerfris-

tige Mietverhältnisse werden immer angestrebt. Gerade bei körperlichen Behinderungen 

kann dies eine Rolle spielen (Nimmt die Einschränkung zu mit den Jahren? Ist diese Woh-

nung auch in 10 Jahren noch geeignet?). 

Offenheit ist beiden befragten Personen ebenfalls ein sehr wichtiges Anliegen. Mieter*innen 

mit einer Behinderung sollten nachvollziehen können, dass vielleicht andere Mieter*innen 

oder Personen der Verwaltung noch keine Erfahrungen mit Menschen mit einer Behinde-

rung haben. Dass zum Beispiel Fragen gestellt werden dürfen, ob und wie geholfen werden 

kann, welche Erwartungen gegenüber der Vermietenden bestehen etc. Es sollte von An-

fang an offen über die verschiedenen Rollen und Verhaltensweisen gesprochen werden. 

Auch soll von Anfang an transparent darüber herrschen, welche Behinderung vorliegt und 

welches Ausmass diese hat. Behinderung sei kein Ablehnungskriterium, aber Klarheit dar-

über zu haben, was das für das Mietverhältnis bedeutet, ob eine passende Wohnung an-

geboten werden kann und mit welchem Aufwand dieses Mietverhältnis verbunden sein wird, 

ist den befragten Vermietenden ein Bedürfnis. Auch Wohncoaching wird als sinnvoll erach-

tet für Menschen, welche direkt aus einer Institution kommen. Denn diese Menschen müss-

ten erst lernen, was es heisst, allein zu wohnen, welche Regeln es gibt und was es bedeu-

tet, Mieter*in zu sein. 

Diese Anliegen von Vermietenden sind aus Sicht der Projektleitung sehr ernstzunehmend 

und sollten von Fachstellen, Behörden und auch von Menschen mit einer Behinderung be-

achtet werden. Wird auf diese Anliegen von Vermietenden eingegangen, so erhöht das 

wahrscheinlich eine erfolgreiche Wohnungssuche für Menschen mit einer Behinderung. 

Hier liegen auch Handlungsmöglichkeiten für Sozialarbeitende, welche in das Helfer*innen-

system von Menschen mit einer Behinderung eingebunden sind. Sei dies, weil sie bei der 

KESB, als Assistenzperson, bei einem Sozialdienst oder einem Projekt wie luniq tätig sind. 

Mit diesem Wissen können Sozialarbeitende auf Vermieter*innen zugehen und ihnen eine 

verlässliche Ansprechperson sein.  
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Sensibilisierung 

Die Projektleitung hatte den Auftrag, Vermietende für die Bedürfnisse von Menschen mit 

einer Behinderung, selbstbestimmt zu wohnen, zu sensibilisieren. Um die Wirkung des Pro-

jektes daraufhin zu überprüfen, ob tatsächlich eine Sensibilisierung stattgefunden hat, wur-

den die Interviewpartner*innen gebeten, zurückzumelden, ob die Interviews zu einer Sen-

sibilisierung beigetragen haben oder nicht. 

«Um eine Sensibilisierung zu erreichen, braucht es von Seiten der Vermietenden die 
Bereitschaft, sich sensibilisieren zu lassen. Das Interview hatte eine sensibilisie-
rende Wirkung, sofern die befragte Person nicht bereits sensibilisiert ist.» 

«Auch wenn bereits sensibilisiert für diese Thematik, muss eingestanden werden, 
dass erst durch die Befragung viele Gedanken aufgekommen sind. Mit dieser Befra-
gung ist ein erster Schritt zur Sensibilisierung gemacht worden.» 

Beide Interviewpartner*innen sagten, dass die durchgeführte Onlinebefragung und die Leit-

fadeninterviews eine sensibilisierende Wirkung auf Vermieter*innen haben. Die befragten 

Personen wurden zu neuen Gedanken angeregt. Auch führten die Befragungen zu neuen 

Überlegungen. Klar wurde aber auch, dass es von Seiten der Vermieter*innen die Bereit-

schaft braucht, offen zu sein gegenüber Sensibilisierungsmassnahmen und sich mit dem 

selbstbestimmten Wohnen von Menschen mit einer Behinderung auseinandersetzen zu 

wollen. Dies führt zu der Annahme, dass Sensibilisierungsmassnahmen wirkungsvoll sein 

können. Eine grösser angelegte Onlineumfrage sowie weitere Interviews mit Vermieter*in-

nen wird von der Projektleitung deshalb als sehr sinnvoll erachtet. Aufgrund der sehr kleinen 

Auswahl an befragten Personen in dieser Projektarbeit konnte nicht eine breitabgestützte 

Bedarfserhebung erfolgen. Weitere wichtige Erkenntnisse könnten bei einem grösser an-

gelegten Projekt sicher dazugewonnen werden.  
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Anhang I. Bestätigung Selbsterarbeitung und Zeichenzahl 

 

 

 

 

 

Bestätigung Selbsterarbeitung und Zeichenzahl 

 

Ich versichere / wir versichern, dass  

 

• der vorliegende Projekt-Bericht selbständig erarbeitet worden ist, 
• nur erlaubte Hilfsmittel eingesetzt wurden, 
• nur die im Projekt-Bericht angegebenen Quellen verwendet und  
• alle Zitate und Belege als solche kenntlich gemacht wurden. 
 

Der Projekt-Bericht hat einen Umfang von 73`491 Zeichen. 

 

 

Ort, Datum:  Unterschrift(en):  

Wabern/Luzern, 20.09.2022 Rahel Sutter 

 

…………………………………………….. …………………………………. 

 Tobias Bienz 

 

 …………………………………. 


